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1. Neuere Entwicklungen im Vergaberecht ab 2011 

a) Auf EU-Ebene  

i. Überblick über die EU-Vergabegesetzgebung 

Die gesetzliche Grundlage des Vergabeverfahrens muss in strengem Zusammenhang mit 
den im „Vertrag über die Gründung der europäischen Gemeinschaft“ (EGV) und den darin 
zugrunde gelegten Grundfreiheiten gesehen werden: vor allem Warenverkehrsfreiheit, Nie-
derlassungsfreiheit und die Dienstleistungsfreiheit sind hier zu nennen. So besteht seit den 
1960er Jahren das Ziel der Europäischen Gemeinschaft darin den europäischen Vergabe-
binnenmarkt zu erschaffen, damit die Niederlassungsfreiheit und die Verwirklichung des 
freien Dienstleistungsverkehrs realisiert werden können. Gesetzgebungen in diesem Bereich 
auf EU-Ebene beginnen mit dem Jahr 1969, seitdem die Gemeinschaft diesbezüglich nach 
und nach Richtlinien erließ, die im Jahr 2003 dann einer grundlegenden Bearbeitung unter-
zogen wurden. Die einzelnen Richtlinien wurden in der sogenannten Vergaberichtlinie zu-
sammengefasst und inhaltlich modifiziert. Daneben wurde eine Sektorenrichtlinie erlassen, 
sodass nun mehr die entscheidenden Richtlinien in der  

-Richtlinie 2004/18/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 31. März 2004 
über die Koordinierung der Verfahren zur Vergabe öffentlicher Bauaufträge , Lieferaufträge 
und Dienstleistungsaufträge und der 

-Richtlinie 2004/17/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 31. März 2004 zur 
Koordinierung der Zuschlagserteilung durch Auftraggeber im Bereich Wasser, Energie- und 
Verkehrsversorgung sowie der Postdienste  

gesehen wurden. (Vgl. Deckers2010:6) 

Im Jahr 2014 erfolgte die letzte umfassende Reform des EU-Vergaberechts, durch die am 
17. April 2014 drei neue erlassene Richtlinien in Kraft traten:  

1. Die Richtlinie 2014/23/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 
2014 über die Konzessionsvergabe (RL 2014/23/EU) 

2. Die Richtlinie 2014/24/EU (RL2014/24/EU) über die öffentliche Auftragsvergabe und zur 
Aufhebung der Richtlinie 2004/18/EG sowie 

3. Die Richtlinie 2014/25/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26.Februar 
2014 über die Vergabe von Aufträgen durch Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- 
und Verkehrsversorgung sowie der Postdienste und zur Aufhebung der Richtlinie 
2004/17/EG. 

Die Reformierung erfolgte vor dem Hintergrund der neuen Strategie der Europäischen Kom-
mission „Europa 2020 für ein intelligentes, nachhaltiges und integratives Wachstum“. Hinter 
dieser Strategie stehen drei miteinander verwobene Prioritäten. Zum einen geht es um die 
Weiterentwicklung einer von Wissen und Innovation getragenen Wirtschaft, zum anderen 
wird der Förderung einer emissionssparenden, ressourcenfreundlichen und wettbewerbsfä-
higen Wirtschaft eine erhebliche Gewichtung verliehen und drittens soll eine Wirtschaft mit 
hohem Beschäftigungsgrad sowie einem spürbaren sozialem und auch territorialen Zusam-
menhalt befördert werden. Ziel der neuen Richtlinien ist weiterhin die am Effizienzgedanken 
orientierte sparsame Haushaltspolitik wobei gleichzeitig eine Stärkung der Zielsetzungen des 
Umweltschutzes, der Beschäftigung neben dem Ziel der sozialen Eingliederung durch die 
öffentlichen Auftraggeber ermöglicht werden soll. 

Die Grundsatzbestimmung bezüglich umwelt-, sozial-, und arbeitsrechtskonformer öffentli-
cher Auftragsvergabe findet sich in Art. 18 Abs. 2 RL 2014/24/EU: 

 „Die Mitgliedstaaten treffen geeignete Maßnahmen, um dafür zu sorgen, dass 
die Wirtschaftsteilnehmer bei der Ausführung öffentlicher Aufträge die geltenden um-
welt-, sozial- und arbeitsrechtlichen Verpflichtungen einhalten, die durch Rechtsvor-
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schriften der Union, einzelstaatliche Rechtsvorschriften, Tarifverträge oder die in An-
hang X aufgeführten internationalen umwelt-, sozial- und arbeitsrechtlichen Vorschrif-
ten festgelegt sind.“  

Inhaltlich ist der Artikel als Querschnittsklausel zu sehen, die auf das gesamte Vergaberecht 
ausstrahlt. Näheren Aufschluss hierzu gibt auch der Erwägungsgrund 37 Abs. 1 RL 
2014/24/EU: 

„Im Hinblick auf eine angemessene Einbeziehung umweltbezogener, sozialer und ar-
beitsrechtlicher Erfordernisse in die Verfahren zur Vergabe öffentlicher Aufträge ist es 
besonders wichtig, dass Mitgliedstaaten und öffentliche Auftraggeber geeignete 
Maßnahmen ergreifen, um die Einhaltung der am Ort der Ausführung der Bauleistun-
gen oder der Erbringung der Dienstleistungen geltenden Anforderungen auf dem Ge-
biet des Umwelt-, Sozial- und Arbeitsrechts zu gewährleisten, die sich aus auf natio-
naler und auf Unionsebene geltenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften, Verfü-
gungen und Beschlüssen sowie aus Tarifverträgen ergeben, sofern diese Regelun-
gen und ihre Anwendung mit dem Unionsrecht vereinbar sind. Gleichermaßen sollten 
während der Auftragsausführung auch die Verpflichtungen aus den von allen Mit-
gliedstaaten ratifizierten und in Anhang X aufgeführten internationalen Übereinkom-
men gelten. Dies sollte jedoch auf keinen Fall der Anwendung von für die Arbeitneh-
mer günstigeren Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen entgegenstehen.“ 

In der Vorgängerrichtlinie finden sich zudem die Grundsätze der Gleichbehandlung, der Ver-
hältnismäßigkeit sowie des Diskriminierungsverbots aller Wirtschaftsteilnehmer*innen neben 
dem Grundsatz der Transparenz. Grundsätze, die auch alle im neuen Entwurf im Art. 18 
RL2014/24/EU zu finden sind. Neben den auf Kontinuität bedachten Zielstellungen der 
Kommission gibt es zudem die klare Ausrichtung der Stärkung sozialer Vergabeaspekte zu-
sammen mit dem Ziel der Effizienzsteigerungen öffentlicher Ausgaben. 

 „…Im Hinblick auf eine stärkere Berücksichtigung sozialer Belange bei der öf-
fentlichen Auftragsvergabe kann es den Beschaffern ferner gestattet werden, im 
Rahmen des Zuschlagskriteriums des wirtschaftliche günstigsten Angebots Aspekte 
einzubeziehen, die die Arbeitsbedingungen der unmittelbar am Produktionsprozess 
oder an der Leistungserbringung beteiligten Personen betreffen. Derartige Aspekte 
dürfen sich ausschließlich auf den Gesundheitsschutz der am Produktionsprozess 
beteiligten Mitarbeiter oder die Förderung der sozialen Integration – einschließlich 
Barrierefreiheit für Menschen mit Behinderungen – von für die Ausführung des Auf-
trags eingesetzten Angehörigen benachteiligter oder sozial schwacher Personen-
gruppen beziehen…“ (Art. 18 RL2014/24/EU) 

Somit kann von einer politischen Zielstellung der von der Kommission erlassenen Richtlinie 
in der Weise ausgegangen werden, als dass sie als ein politikgestaltendes Mittel aufzufas-
sen ist. Das Europäische Parlament zeigte sich mit dem Richtlinienentwurf hinsichtlich seiner 
politikgestaltenden Aufgabe noch nicht zufrieden und nahm umfangreichende Ergänzungen 
oder Veränderungen hinsichtlich der Berücksichtigung sozialer und umweltfreundlicher Best-
immungen an der Kommissionsvorlage vor. Bei der Auslegung der Bestimmungen der 
Vergaberichtlinie sollte somit stets vor Augen gehalten werden, dass die entscheidenden 
Neuerungen hier die Förderung sozialer und umweltfreundlicher Aspekte betreffen und nicht 
lediglich eine Kodifizierung der aktuellen Rechtslage, vorgegeben durch die Rechtsprechung 
des EuGH, vorliegt. (Vgl. Glaser 2015:12ff.) 

Die EU-Vergaberichtlinien gelten ab bestimmten Schwellenwerten für verschiedene Berei-
che, die alle zwei Jahre neu festgelegt werden. Aktuell liegen die ab dem 1.1.2016 gültigen 
Schwellenwerte für die Vergabe im Bereich der Bauleistungen bei 5,225 Mio. €, im Bereich 
der Liefer- und Dienstleistungen bei 209.000 €, im Bereich der Liefer- und Dienstleistungen 
in den Sektoren bei 418.000€ sowie im Bereich der Liefer- und Dienstleistungsaufträge von 
obersten und oberen Bundesbehörden bei 135.000€ (vgl. Amtsblatt der Europäischen Union 
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L307 vom 25.11.2015). Oberhalb dieser Schwellenwerte müssen alle öffentliche Vergaben 
europaweit ausgeschrieben werden. 

 

ii. Wichtige EuGH-Urteile im Kontext des Vergabegesetzes 

Bezüglich der zu beachtenden rechtlichen Regelungen auf EU-Ebene im Hinblick auf die 
öffentliche Vergabe in speziellem Bezug zu den ökologischen und sozialen Vergabeaspekten 
muss an dieser Stelle noch auf einige Urteile des Europäischen Gerichtshofs eingegangen 
werden. Ein viel beachtetes Urteil stellt hier die sogenannte „Concordia Bus“ Entscheidung 
(Urteil des Gerichtshofes in der Rechtssache C-513/99) aus dem Jahr 2002 dar. Hierin wur-
de klargestellt, dass -in diesem Falle finnische- öffentliche Auftraggeber sehr wohl das Recht 
haben, bei einer Ausschreibung für einen städtischen Busverkehrsdienst, beim Vergleich der 
Angebote das Umwelt- und Qualitätskonzept der Betreiber mitzuberücksichtigen. 

 „In diesem Zusammenhang ist der Gerichtshof der Auffassung, dass der Auf-
traggeber, wenn er beschließt, einen Auftrag an den Bieter zu vergeben, der das wirt-
schaftlich günstigste Angebot abgegeben hat, Umweltschutzkriterien berücksichtigen 
darf, sofern diese Kriterien  

-mit dem Gegenstand des Auftrags zusammenhängen,  

-dem Auftraggeber keine unbeschränkte Entscheidungsfreiheit einräumen,  

-ausdrücklich im Leistungsverzeichnis oder in der Bekanntmachung des Auftrags ge-

nannt sind und 

-bei ihnen alle wesentlichen Grundsätze des Gemeinschaftsrechts, insbesondere das 

Diskriminierungsverbot, beachtet werden.“ (PM EuGH vom 17.09.20021) 

 

Als ein weiteres wichtiges Urteil, in Bezug auf soziale Kriterien im Vergabeverfahren, wurde 
in der Vergangenheit, immer wieder die sogenannte „Rüffert-Entscheidung“ aus dem Jahr 

2008 herangezogen (Urteil des Gerichtshofes in der Rechtssache C‑346/06). Bei dem Aus-

gangsfall ging es um eine Streitigkeit bezüglich der Tariftreue im Niedersächsischen Landes-
vergabegesetz. Das zuständige Oberlandesgericht hatte an den EuGH verwiesen, der klären 
sollte, ob das Tariftreuegesetz in diesem Rechtsfall mit europäischem Gemeinschaftsrecht 
vereinbar sei. Der EuGH stellte hierzu fest, dass der entscheidende Prüfungsmaßstab in der 
Arbeitnehmerentsenderichtlinie (96/71/EG) zu sehen sei. Ziel der Richtlinie sei es, dass ent-
sandten Arbeitnehmer*innen die Einhaltung gewisser Mindestarbeitsbedingungen durch die 
Mitgliedstaaten garantiert werde. Hierfür sieht die Richtlinie verschiedene Mechanismen vor, 
wie dies gewährleistet werden könne. Ein Möglichkeit sei der Verweis auf „Rechts- oder 
Verwaltungsvorschriften“, wobei in diesem Fall das niedersächsische Landesvergabegesetz 
keine derartige Rechtsvorschrift gewesen sei, da es nicht selbst einen Mindestlohnsatz fest-
gelegt hätte. Auch sei der Tarifvertrag nicht für allgemeinverbindlich erklärt worden (Art. 3 
Abs. 8 Unterabsatz 1 RL 96/71 EG), eine Möglichkeit die dem Gesetzgeber ebenfalls zum 
Schutze der Mindestarbeitsbedingungen zustehe. Zudem sei in dem Fall auch nicht auf ei-
nen „normalen“ Tarifvertrag abgestellt worden, der in der betreffenden Region für alle ver-
gleichbaren Unternehmen in gleicher Weise gegolten hätte und auch hätte durchgesetzt 
werden können (Art. 3 Abs. 8 Unterabsätze 2 und 3 RL 96/71/EG).2 

Für das deutsche Vergaberecht bedeutet diese Klärung neue Hinweise darauf, wie Landes-
vergabegesetze gestaltet sein müssen, um den europäischen Richtlinien zu entsprechen. 
Tariftreueerklärungen, die sich auf die Einhaltung allgemeinverbindlicher Lohntarife bezie-
hen, wären demnach nicht zu beanstanden.  

                                                
1
 Abgerufen am 18.01.2016 um 10:38 Uhr unter  

http://curia.europa.eu/de/actu/communiques/cp02/aff/cp0273de.htm  
2
 Haenlein2008:277ff.  

http://curia.europa.eu/de/actu/communiques/cp02/aff/cp0273de.htm
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Das letzte Urteil, welches im Zusammenhang mit ökologischen und sozialen Kriterien er-
wähnt werden soll, ist das sogenannte „Regio Post“ Urteil vom 17.11.2015 (Rs. C-115/14), in 
dem der EugH das „Rüffert-Urteil“ konkretisiert. Im entsprechenden vorausgehenden 
Rechtsstreit zwischen der Regio Post GmbH & Co. KG gegen die Stadt Landau in der Pfalz, 
ging es um eine öffentlich ausgeschriebene Postdienstleistung, die unionsweit im offenen 
Verfahren ausgeschrieben wurde. Das Oberlandesgericht Koblenz legte dem EuGH den Fall 
zur Klärung vor in der Frage, ob der vergabespezifische Mindestlohn nach dem Landesta-
riftreuegesetz Rheinland-Pfalz gegen geltendes EU-Recht und speziell gegen die RL 
2004/18/EG verstoße. Der EuGH folgte der Stellungnahme des Generalanwaltes und ent-
schied, dass nationale Bestimmungen wie § 3 Landestariftreuegesetz Rheinland-Pfalz 
(LTTG), also Zahlungsverpflichtungen eines gesetzlichen Mindestlohnes, als „soziale Aspek-
te“ im Sinne einer „zusätzlichen Bedingung für die Ausführung des Auftrags“ aus Art. 26 der 
RL 2004/18/EG auszulegen seien. Die Norm wirke dementsprechend weder unmittelbar 
noch mittelbar diskriminierend und sei somit unionsrechtskonform. Die Einschränkung der 
Dienstleistungsfreiheit sei durch die Zielstellung des Arbeitnehmerschutzes vertretbar. 

Dass der Geltungsbereich des § 3 LTTG nur für öffentliche und nicht auch für private Aufträ-
ge gelte, sei in diesem Falle nicht von Bedeutung. Die Beschränkung der Vorschrift auf öf-
fentliche Aufträge sei schlicht und einfach darauf zurückzuführen, dass es für diesen Bereich 
durch die Richtlinie 2004/18/EG spezielle Regeln des Unionsrechts gebe. Nicht anders dürfe 
die abweichende Entscheidung des Gerichtshofs in der Rechtssache „Rüffert“ (Rs. C-
346/06) beurteilt werden. Für die im „Rüffert“-Urteil festgestellte Europarechtswidrigkeit der 
niedersächsischen vergabespezifischen Mindestlohnregelung sei entscheidend gewesen, 
dass der dortige Mindestlohnsatz aus einem allein für die Baubranche geltenden Tarifvertrag 
folgte, der nicht für allgemeinverbindlich erklärt worden sei und damit den Anforderungen der 
Arbeitnehmerentsende-Richtlinie 97/71 nicht genügte. Anders liege der Fall des rheinland-
pfälzischen Landestariftreuegesetzes. Der Mindestlohnsatz werde in § 3 LTTG selbst festge-
legt, einer Rechtsvorschrift, die als zwingende Bestimmung grundsätzlich allgemein und 
branchenunabhängig für die Vergabe aller öffentlichen Aufträge im Land Rheinland-Pfalz 
gelte. Zudem bedeute § 3 LTTG ein Mindestmaß an sozialem Schutz, da in dem für das 
Ausgangsverfahren maßgeblichen Zeitraum weder durch Arbeitnehmerentsendegesetz noch 
durch eine andere nationale Regelung ein niedrigerer Mindestlohn für die betreffende Bran-
che festgelegt worden sei.3 

 

iii. Stellungnahmen und Kritik von Nichtregierungsorganisationen 

Die neuen Vergaberichtlinien sind von verschiedenen Akteur*innen unterschiedlich bewertet 
worden. Das Corporate Accountability-Netzwerk (CorA) für Unternehmensverantwortung, ein 
Zusammenschluss aus Menschenrechtsorganisationen, Gewerkschaften, kirchlichen und 
entwicklungspolitischen Organisationen, Verbraucher- und Umweltverbänden und weiteren 
Organisationen mit sozial- und gesellschaftspolitischen Zielsetzungen, begrüßen die neue 
Vergaberichtlinie von 2014 als eine Aufwertung der  

„Verankerung umweltbezogener und sozialer Kriterien in öffentlichen Ausschreibun-
gen und Vergabeverfahren. Mit Artikel 18, Absatz 2 der Richtlinie erklärt der europäi-
sche Gesetzgeber die Einhaltung umwelt-, sozial- und arbeitsrechtlicher Verpflichtun-
gen zu einem allgemeinen Vergabegrundsatz. Ökologische und soziale Kriterien wer-
den in der Richtlinie als gleichwertig betrachtet. Damit wird die Berücksichtigung sozi-

                                                
3
 Abgerufen am 02.02.2016 um 14.22 Uhr unter http://www.vergabeblog.de/2015-12-

06/vergabespezifischer-mindestlohn-europarechtskonform-eugh-urt-v-17-11-2015-rs-c-11514-
regiopost/  

http://www.vergabeblog.de/2015-12-06/vergabespezifischer-mindestlohn-europarechtskonform-eugh-urt-v-17-11-2015-rs-c-11514-regiopost/
http://www.vergabeblog.de/2015-12-06/vergabespezifischer-mindestlohn-europarechtskonform-eugh-urt-v-17-11-2015-rs-c-11514-regiopost/
http://www.vergabeblog.de/2015-12-06/vergabespezifischer-mindestlohn-europarechtskonform-eugh-urt-v-17-11-2015-rs-c-11514-regiopost/
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aler Kriterien wie der ILO-Kernarbeitsnormen oder der Kriterien des Fairen Handels 
bei der öffentlichen Beschaffung erheblich aufgewertet.“4 

Das Netzwerk betont jedoch auch, wie wichtig nun diesbezüglich die genauere Ausgestal-
tung der Richtlinienumsetzung auf Bundesebene und Landesebene ist und gibt für die Bun-
desebene entsprechende Hinweise, die im nächsten Abschnitt dieser Arbeit unter Punkt b.ii) 
noch erörtert werden.  

Der Deutsche Gemeinde- und Städtebund, stellt zu den neuen EU-Vergaberichtlinien fest, 
dass vor allem die Konzessionsrichtlinie sowie die allgemeine Vergaberichtlinie für die Kom-
munen von Relevanz ist. Zur Neuerung der erstmaligen Regelung der In-House-Vergabe 
und der horizontalen Vergabe heben sie hervor, dass 

 „die neue EU-Vergaberichtlinie erstmalig die interne Beschaffung zwischen 
den jeweils von einem öffentlichen Auftraggeber vollständig kontrollierten „Töchtern“ 
vergaberechtsfrei stellt, obwohl innerhalb dieser beiden „Töchter“ („Schwestern“) kei-
ne gegenseitige Kontrolle besteht. In diesem Kontext wird auch mit Recht die Beauf-
tragung der von einem öffentlichen Auftraggeber kontrollierten „Tochter“ gegenüber 
ihrer „Mutter“ ausschreibungsfrei gestellt, selbst wenn das Kontrollverhältnis hier nur 
in umgekehrter Richtung besteht.“5 

Auch die Festschreibung des „Wesentlichkeitskriteriums“, die zweite EuGH-Voraussetzung 
für eine Vergaberechtsfreiheit bei einem In-House-Geschäft, die vorsieht, dass die von der 
Kommune bzw. den Kommunen beherrschte juristische Person mehr als 80 Prozent ihrer 
Tätigkeit bzw. des Umsatzes für diese Kommune ausübt, wird vom Deutschen Städte- und 
Gemeindebund als positiv bewertet. Darüber hinaus stellt er zu den „strategischen Zielen“ in 
Richtung sozialer und ökologisch orientierter Beschaffung und ihrer Kopplung an den Auf-
tragsbezug fest, dass hier ein klarer Bezugsrahmen geschaffen wurde. 

Auch eine Stellungnahme des Europäischen Gewerkschaftsbundes liegt zumindest zum 
Entwurf der RL 2014/24/EU vor. Hierin wird deutlich, dass er in der neuen Direktive eine er-
hebliche Verbesserung zur Vorgängerregelung sieht, da in der alten Version, rein kurzfristige 
ökonomische Betrachtungen überwogen: 

 „These practices have proved extremely harmful to the workers, the suers and ulti-
mately public budgets. Public procurement is often synonymous of job losses, reduced work-
ing hours, unbearable work rhythm and flexibility, unpaid wages and often massive 
fraud….The revised Directive contains an obligation to respect the applicable working con-
dititons of the place of work, including collective agreements. Public authorities are enabled 
to give meaningful weight to additional social considerations when assessing what should be 
the best offer. The use of the lowest cost criterion has been significantly reduced. A lighter 
regime is applied to social services but their specificities are to be taken into account by the 
public authorities. Finally attempts have been made to improve transparency in subcontract-
ing chains.” (ETUC2014:3) 

Das Zitat verdeutlicht, dass der Gewerkschaftsbund jedoch auch noch Verbesserungsmög-
lichkeiten hinsichtlich der Transparenzgewährleistung sieht und auch die Wichtigkeit betont, 
die öffentlichen Ausschreiber*innen zu bedenken, da diese letztendlich in die Lage versetzt 
werden müssen, soziale und ökologische Kriterien in den Ausschreibungen problemlos zu 
integrieren.6  

                                                
4
 Aus einem Positionspapier des CorA-Netzwerkes vom 21.11.2014 abgerufen am 02.02.2016 um 

14.40 Uhr unter https://germanwatch.org/de/download/10212.pdf  
5
 Abgerufen am 03.02.2016 um 10.33 Uhr unter http://www.dstgb-

vis.de/dstgb_vis/Aktuelles/Auswirkungen%20der%20neuen%20EU-
Vergaberichtlinien%20auf%20die%20Kommunen/  
6
 Abgerufen am 03.02.2016 um 11.05 Uhr unter 

https://www.etuc.org/sites/www.etuc.org/files/publication/files/ces-brochure_transpo_edited_03.pdf  

https://germanwatch.org/de/download/10212.pdf
http://www.dstgb-vis.de/dstgb_vis/Aktuelles/Auswirkungen%20der%20neuen%20EU-Vergaberichtlinien%20auf%20die%20Kommunen/
http://www.dstgb-vis.de/dstgb_vis/Aktuelles/Auswirkungen%20der%20neuen%20EU-Vergaberichtlinien%20auf%20die%20Kommunen/
http://www.dstgb-vis.de/dstgb_vis/Aktuelles/Auswirkungen%20der%20neuen%20EU-Vergaberichtlinien%20auf%20die%20Kommunen/
https://www.etuc.org/sites/www.etuc.org/files/publication/files/ces-brochure_transpo_edited_03.pdf
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Der Deutsche Industrie- und Handelskammertag hingegen verneint jeglichen Bedarf einer 
neuen Richtlinie betreffend der öffentlichen Auftragsvergabe. Jegliche Restriktionen für offe-
ne Märkte seien strikt abzulehnen.7 

 

Der Ausschuss der Regionen Europas (AdR) als Vertretung der Gebietskörperschaften auf 
europäischer Ebene stellt Anforderungen an die Revision der EU-Vergaberichtlinien. Aus 
einem Papier des Ausschusses geht hervor, dass vor allem die verklausulierten Artikel und 
die generelle Unübersichtlichkeit des Entwurfs nicht zur Rechtssicherheit für die Kommunen 
beitragen, sondern zusätzlichen Arbeitsaufwand und Probleme bedeuten. Auch die aus sei-
ner Sicht viel zu niedrig angesetzten Schwellenwerte seien unangemessen, da sie aufgrund 
des verschwindend geringen Anteils an grenzüberschreitenden Vergaben nur immense Ver-
waltungslasten bedeuten würden. Darüber hinaus warnt der AdR vor Verletzungen des 
Selbstorganisationsrechts der Kommunen und dem Aushebeln subsidiaritätsrechtlicher Nor-
men durch die Direktive.8 Eine aktuellere Stellungnahme aus dem Jahr 2015 greift zudem 
vergaberelevante Aspekte im Bereich des Fairen Handels auf: Hier äußert sich der AdR po-
sitiv zu der Aufnahme der sozialen und ökologischen Kriterien in die Richtlinie in Hinblick auf 
die Erleichterung der Förderung des Fairen Handels durch die öffentliche Beschaffenden. 
Der AdR betont gleichzeitig, dass hier praxisnahe Bildungsarbeit und „Best Practice“-
Beispiele für die Beschaffenden zur Verfügung gestellt werden müssen, um die Vergabepra-
xis in diese Richtung zu stärken. Daneben sollen lokale und überregionale Netzwerke zur 
öffentlichen Beschaffung für dieses Thema sensibilisieren.9 

 

Anstrengungen diesbezüglich werden bereits unternommen: Zum einen finanziert die EU 
beispielsweise das Projekt „Green ProcA“, eine Plattform, über die die ökologisch-orientierte 
Beschaffung gefördert werden soll durch Informationsangebote für Kommunen über „Best 
Practice“-Beispiele und Veranstaltungen oder auch Themenpapiere. Auch liegen bereits die 
ersten Broschüren und Erfahrungsberichte auch zu regionsübergreifenden Projekten zum 
Thema sozial- und umweltorientierte Beschaffung vor, wie z.B. zum „The Landmark Project“, 
das von der EU finanziert wurde. 

Auf nationaler Ebene existiert das Netzwerk „Kompass Nachhaltigkeit“ zum einen für die öf-
fentlich Beschaffenden sowie ebenfalls speziell zugeschnitten für kleine und mittlere Unter-
nehmen. Auf dieser Internetplattform sollen praxisnahe Tipps und Umsetzungsmöglichkeiten 
für die öffentlich Beschaffenden zugänglich gemacht werden, die auf Landesgesetze abge-
stimmt sind. Hinsichtlich der Informationen zu Thüringen liegen jedoch noch keine Einträge 
vor, insofern lässt sich hier für das Land Thüringen noch ein erheblicher Handlungs- und 
Kommunikationsbedarf erkennen. 

 

iv. Zwischenfazit 

Bezüglich der neueren Regeln zur öffentlichen Vergabe nehmen fast alle analysierten Inte-
ressengruppen zunächst eine positive Haltung ein. Die Aufnahme der strategischen Ziele im 
Sinne einer sozialeren und ökologischeren Beschaffung wird mehrheitlich begrüßt, wobei 
darauf hingewiesen wird, dass diesen Kriterien Praxisleitfäden und -hilfen sowie Sensibilisie-

                                                
7
 Abgerufen am 04.02.2016 um 15.08 Uhr unter http://www.dihk.de/themenfelder/recht-steuern/eu-

internationales-recht/recht-der-europaeischen-union/archiv-positionen-europa-11-13  
8
 Abgerufen am 04.02.2016 um 13.06 Uhr unter 

http://cor.europa.eu/en/activities/opinions/Pages/opinion-
factsheet.aspx?OpinionNumber=CDR%2099/2012  
9
 Abgerufen am 04.02.2015 um 13.19 Uhr unter 

http://cor.europa.eu/en/activities/opinions/Pages/opinion-
factsheet.aspx?OpinionNumber=CDR%205704/2014  

http://www.dihk.de/themenfelder/recht-steuern/eu-internationales-recht/recht-der-europaeischen-union/archiv-positionen-europa-11-13
http://www.dihk.de/themenfelder/recht-steuern/eu-internationales-recht/recht-der-europaeischen-union/archiv-positionen-europa-11-13
http://cor.europa.eu/en/activities/opinions/Pages/opinion-factsheet.aspx?OpinionNumber=CDR%2099/2012
http://cor.europa.eu/en/activities/opinions/Pages/opinion-factsheet.aspx?OpinionNumber=CDR%2099/2012
http://cor.europa.eu/en/activities/opinions/Pages/opinion-factsheet.aspx?OpinionNumber=CDR%205704/2014
http://cor.europa.eu/en/activities/opinions/Pages/opinion-factsheet.aspx?OpinionNumber=CDR%205704/2014
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rungsmaßnahmen der lokalen und regionalen Verantwortlichen ebenfalls erfolgen müssen. 
Dennoch bleibt die wahrgenommene positive Umkehr weg von einer rein kurzfristig ökono-
mischen Betrachtungsweise, hin zu dem Prinzip der Wirtschaftlichkeit, das das Preis-
Leistungsverhältnis in den Blick nimmt und so je nach Ausschreibung soziale und ökologi-
sche Aspekte bei der Vergabe explizit zulässt und somit mehr Rechtssicherheit bietet. Die 
Ausformulierungen werden zudem als noch zu unübersichtlich und unklar bewertet. Der 
Deutsche Städte- und Gemeindebund beispielsweise fordert auch eine erhebliche Aufsto-
ckung der Schwellenwerte, um Verwaltungsballast der Gemeinden reduzieren zu können. 
Auch Subsidiaritätsbedenken und Einschränkungen der Selbstorganisationsrechte der 
Kommunen durch die (neue) Richtlinie werden vom DStGB geäußert. Die neuen rechtlichen 
Rahmenbedingungen für die In-House-Vergabe werden jedoch sehr positiv aufgenommen. 
Hinsichtlich der Transparenzerfordernisse werden die Anstrengungen zur Kenntnis genom-
men, reichen allerdings in den Augen von ETUC noch nicht aus, um den Schutz der Arbeit-
nehmer*innenrechte entlang der Auftragskette ausreichend zu gewährleisten. 

Die European United Left/Nordic Green Left (GUE/NGL) auf EU-Ebene steht dem Gesetz 
grundsätzlich positiv gegenüber:   

“This new directive gives Member States a lot of possibilities to shift their public pro-
curement policy towards a more social, sustainable and SME friendly direction. Of 
course the deal is not perfect, but there is still quite some room for manoeuvre for 
Member States to transpose the directive in a way even more favourable to workers, 
the environment, and SMEs.”10  

Darüber hinaus wird erhofft, dass die Mitgliedstaaten den durch die Regelungen erschaffe-
nen Spielraum für die Stärkung der strategischen Ziele nutzen werden, eine Hoffnung die 
sich auf Bundesebene nicht bewahrheiten wird, wie der nächste Abschnitt analysiert. 

 

b. Überblick über das neue Vergabegesetz auf Bundesebene 

i. Vergabegesetz 2015 und umzusetzende Regelungen 2016 

Seit April 2015 lag seitens des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie ein „Entwurf 
eines Gesetzes zur Modernisierung des Vergaberechts (Umsetzung der EU-
Vergaberichtlinien 2014 – Vergaberechtsmodernisierungsgesetz – VergModG)“ vor. Zu die-
sem Entwurf liegen einige Stellungnahmen von Nichtregierungsorganisationen zur Analyse 
bereit. Ende 2015 wurde der finale Gesetzesentwurf durch Bundestag und Bundesrat ange-
nommen, wobei er erst zum 18. April 2016 in Kraft tritt. Daneben hat das Bundeskabinett am 
20.01.2016 die Verordnung zur Modernisierung des Vergaberechts (Vergaberechtsmoderni-
sierungsverordnung - VergRModVO) beschlossen. Diese besteht aus mehreren Rechtsver-
ordnungen, die wiederum durch eine Mantelverordnung zusammengefasst wird. Im Einzel-
nen handelt es sich hierbei um: 

 Vergabeverordnung (VgV) in Artikel 1, in der die Vergabe von öffentlichen Aufträgen 
durch öffentliche Auftraggeber näher ausgestaltet wird (sog. „klassische Auftrags-
vergabe“). 

 Sektorenverordnung (SektVO) in Artikel 2, die für Vergaben von Aufträgen im Bereich 
des Verkehrs, der Trinkwasserversorgung und der Energieversorgung durch Sekto-
renauftraggeber Regelungen trifft. 

 Konzessionsvergabeverordnung (KonzVgV) in Artikel 3, die als neu zu erlassende 
Rechtsverordnung erstmals umfassende Bestimmungen für Bau- und Dienstleis-
tungskonzessionen enthält. 

                                                
10

 Linssen, Bart GUE/NGL 07/01/2014, “Briefing on the Report on Public Procurement  Committee on 
the Internal Market and Consumer Protection (IMCO)” 
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 Vergabestatistikverordnung (VergStatVO) in Artikel 4, mit der erstmals eine Statistik 
über die Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen eingeführt wird. 

 Die Artikel 5 bis 7 enthalten Folgeänderungen in der Vergabeverordnung Verteidi-
gung und Sicherheit (VSVgV) sowie in anderen Rechtstexten und Bestimmungen 
zum Inkrafttreten/Außerkrafttreten.11 

Die Verordnung greift die allgemeinen Regelungen des Gesetzes auf und spezifiziert Detail-
fragen. In Abschnitt zwei und drei werden Aspekte qualitäts- und umweltbezogener Beschaf-
fung konkretisiert. Beispielsweise in § 31 wird aufgezählt welche Merkmale für das Vergabe-
verfahren herangezogen werden können: 

„§ 31 Leistungsbeschreibung 

… 

(3) Die Merkmale können auch Aspekte der Qualität und der Innovation sowie soziale 
und umweltbezogene Aspekte betreffen. Sie können sich auch auf den Prozess oder 
die Methode zur Herstellung oder Erbringung der Leistung oder auf ein anderes Sta-
dium im Lebenszyklus des Auftragsgegenstandes einschließlich der Produktions- und 
Lieferkette beziehen, auch wenn derartige Faktoren keine materiellen Bestandteile 
der Leistung sind, sofern diese Merkmale in Verbindung mit dem Auftragsgegenstand 
stehen und zu dessen Wert und Beschaffungszielen verhältnismäßig sind.“12 

In § 34 wird auf die Nachweisführung durch Gütezeichen eingegangen oder in § 58 Zuschlag 
und Zuschlagskriterien erfolgt der Hinweis auf die möglichen Zuschlagskriterien, wie ökologi-
sche, soziale und qualitative Merkmale, allerdings wird z.B. in Bezug auf soziale Kriterien in 
keiner Weise ausformuliert, was als solches zu bezeichnen sei. Lediglich im Hinblick auf öko-
logische Kriterien wird unter § 59 auf die Lebenszykluskostenberechnung eingegangen. 

Der Gesetzgeber stellt zudem in § 58 (3) die Möglichkeit einer Vergabe in Bezug auf  rein 
strategische Ziele zur Wahl: 

„Der öffentliche Auftraggeber kann auch Festpreise oder Festkosten vorgeben, so-
dass das wirtschaftlichste Angebot ausschließlich nach qualitativen, umweltbezoge-
nen oder sozialen Zuschlagskriterien nach Satz 1 bestimmt wird.“ 

Es wird sich jedoch erst in Zukunft nach einer Evaluation zeigen, in welchem Maße die öf-
fentliche Hand von dieser bloßen „Kann-Option“ Gebrauch machen wird. 

Da die Regelungen des Bundes eben nur für bundesweite Vergaben oberhalb der Schwel-
lenwerte, die durch die EU festgelegt werden, gelten, muss dieses Maßnahmenpaket hier 
keiner weiteren Betrachtung unterzogen werden, da es für die Landesvergabe nicht rechtlich 
relevant ist. Allerdings lassen sich aus den hier exemplarisch vorgestellten Formulierungen 
sowie Stellungnahmen und Rückmeldungen von Verbänden, NGO´s etc. gegebenenfalls 
relevante Informationen für die Novellierung des Vergabegesetzes in Thüringen ziehen. 

Auf der Bundesebene müssen die neuen Richtlinien zur öffentlichen Vergabe bis April 2016 
umgesetzt werden. Dazu startet zum einen im April 2016 die verpflichtende elektronische 
Vergabe über Online-Plattformen des Bundes, der Länder und der Kommunen13.  

                                                
11

 Abgerufen am 08.03.2016 um 10:07 Uhr unter https://www.bmwi.de/BMWi/Redaktion/PDF/P-
R/verordnung-zur-modernisierung-des-
vergaberechts,property=pdf,bereich=bmwi2012,sprache=de,rwb=true.pdf  
12

 Abgerufen am 15.02.2016 um 14:04 Uhr unter http://www.awo-
informationsservice.org/uploads/media/Verordnung_zur_Modernisierung_des_Vergaberechts.pdf  
13

 Der Ausschuss für Wirtschaft und Energie beziffert das Einsparpotenzial durch die E-Vergabe in 
seiner Beschlussempfehlung und Bericht vom 16.12.2015  zu dem Gesetzentwurf der Bundesregie-

https://www.bmwi.de/BMWi/Redaktion/PDF/P-R/verordnung-zur-modernisierung-des-vergaberechts,property=pdf,bereich=bmwi2012,sprache=de,rwb=true.pdf
https://www.bmwi.de/BMWi/Redaktion/PDF/P-R/verordnung-zur-modernisierung-des-vergaberechts,property=pdf,bereich=bmwi2012,sprache=de,rwb=true.pdf
https://www.bmwi.de/BMWi/Redaktion/PDF/P-R/verordnung-zur-modernisierung-des-vergaberechts,property=pdf,bereich=bmwi2012,sprache=de,rwb=true.pdf
http://www.awo-informationsservice.org/uploads/media/Verordnung_zur_Modernisierung_des_Vergaberechts.pdf
http://www.awo-informationsservice.org/uploads/media/Verordnung_zur_Modernisierung_des_Vergaberechts.pdf
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Konkret bedeutet die Umsetzung der EU-Richtlinien diesbezüglich: 

 ab 18.04.2016 müssen alle Bekanntmachungen und Ausschreibungsunterlagen 
elektronisch zugänglich sein. 

 ein Jahr später müssen dann alle Angebote an zentrale Beschaffungsstellen elektro-
nisch übermittelt werden können (18.04.2017). 

 bis zum 18.10.2018 müssen endgültig alle öffentlichen Auftraggeber und alle Bieter 
ausschließlich elektronische Mittel bei der Vergabe von Aufträgen nutzen.14 

Laut Informationen des Vergabeblogs verzeichnen zudem die Vergabestellen, die die e-
Vergabe bereits eingeführt haben eine Reduktion der Rechtsstreitigkeiten um 88%.  

 

ii. Stellungnahmen und Kritik von Nichtregierungsorganisationen und 
der LINKEN im Bundestag 

 

Zum jetzigen Zeitpunkt liegen leider bisher kaum aktualisierte Stellungnahmen von NGO´s, 
Verbänden etc. zu dem beschlossenen Gesetz vor. Lediglich die Bundesarbeitsgemeinschaft 
der Freien Wohlfahrtspflege (BAGFW) liefert eine kurze Einschätzung. Ansonsten muss auf 
Stellungnahmen zum Referentenentwurf des vergangenen Jahres zurückgegriffen werden. 

In der aktuellen Stellungnahme der BAGFW wird kritisiert, dass der Bereich der sozialen 
Dienstleistungen zum Großteil dem allgemeinen Vergaberecht unterworfen wird. 

„In Deutschland ist dieser Wirtschaftsbereich wesentlich durch die Verpflichtung der 
öffentlichen Hand zur Daseinsvorsorge und die damit einhergehende Verantwortung 
der Sozialleistungsträger für die soziale Infrastruktur geprägt. Diese Verantwortung 
erschöpft sich nicht darin, eine Bereichsausnahme (für Rettungsdienste) zu gewähren 
und besonders hohe Schwellenwerte für die europaweite Ausschreibung von Sozial-
leistungen festzulegen. Die besonderen Wertungen des Sozialrechts müssen viel-
mehr auch in der Ausgestaltung des von der VgV konkretisierten Vergabeverfahrens 
zum Tragen kommen. Von daher hält die BAGFW den von der Vergaberechtsreform 
verfolgten Ansatz für verkürzt, lediglich den Anwendungsbereich des EU-
Vergaberechts zu begrenzen und im Übrigen das Sozialvergaberecht weitgehend 
dem allgemeinen Vergaberecht zu unterwerfen. Die Bundesrepublik vergibt die 
Chance, mit den Gestaltungsspielräumen der Richtlinie ein flexibles und sachdienli-
ches Sozialvergaberecht zu gestalten und damit die Weichen für einen erfolgreichen 
Qualitätswettbewerb zu stellen.“15 

Als positiv wird hervorgehoben, dass die Vergaberechtsbestimmungen nun auf einem we-
sentlich tragfähigeren demokratischen Fundament beruhen und die Transparenz in den 
Vergabeverfahren erhöht wird. Nichtsdestotrotz hält die BAGFW die Festlegung der Schwel-
lenwerte für bedenklich und fordert eine Anpassung, da die momentane Regelung, also die 
enorme Anhebung der Schwellenwerte „damit vor allem bewirken, dass anstelle des refor-
mierten EU-Vergaberechts das weitaus unflexiblere Unterschwellenvergaberecht nach dem 
1. Abschnitt der VOL/A an Bedeutung gewinnt.“ Dies trägt insoweit den sozialen Dienstleis-
tungen Rechnung, als das sie selten grenzüberschreitenden Charakter haben. Der 1. Ab-

                                                                                                                                                   

rung– Drucksache 18/6281 – auf 1.063,3 Mio. €, abgerufen am 15.02.2016 um 09:55 Uhr unter 
http://www.forum-vergabe.de/fileadmin/user_upload/Gesetzestexte/18-7086.pdf  
14

 Abgerufen am 10.02.2016 um 15:09Uhr unter http://www.vergabeblog.de/2014-10-16/neuheiten-im-
vergaberecht-evergabe-bald-verpflichtend/  
15

 Abgerufen am 16.02.2015 um 10:45 Uhr unter http://www.awo-
informationsser-
vice.org/uploads/media/BAGFW_Stellungnahme_zur_Verordnung_zur__Modernisierung_des_Vergab
erechts_01.pdf  

http://www.forum-vergabe.de/fileadmin/user_upload/Gesetzestexte/18-7086.pdf
http://www.vergabeblog.de/2014-10-16/neuheiten-im-vergaberecht-evergabe-bald-verpflichtend/
http://www.vergabeblog.de/2014-10-16/neuheiten-im-vergaberecht-evergabe-bald-verpflichtend/
http://www.awo-informationsservice.org/uploads/media/BAGFW_Stellungnahme_zur_Verordnung_zur__Modernisierung_des_Vergaberechts_01.pdf
http://www.awo-informationsservice.org/uploads/media/BAGFW_Stellungnahme_zur_Verordnung_zur__Modernisierung_des_Vergaberechts_01.pdf
http://www.awo-informationsservice.org/uploads/media/BAGFW_Stellungnahme_zur_Verordnung_zur__Modernisierung_des_Vergaberechts_01.pdf
http://www.awo-informationsservice.org/uploads/media/BAGFW_Stellungnahme_zur_Verordnung_zur__Modernisierung_des_Vergaberechts_01.pdf
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schnitt der VOL/A geht allerdings nicht in ausreichendem Maße auf die besonderen Merkma-
le der sozialen Dienstleistungen ein: sie zeichnen sich zum einen durch die Immaterialität 
des Ergebnisses und zum anderen durch den hohen Mitwirkungsgrad des „Kunden“ bei Leis-
tungserstellung/-erbringung aus. Soziale Dienstleistungen sind gekennzeichnet durch ein 
hohes Maß an Heterogenität und Individualität (personalisiert) in Verbindung mit persönli-
chen Interaktionen. Insofern sollte sichergestellt werden, dass der Wettbewerb über die Qua-
lität geführt wird und Kriterien zu ihrer Messung in ausreichendem Maße in das Gesetz mit 
eingearbeitet werden. Die Spielräume, die die Art. 76 Richtlinie 2014/24/EU hierfür einräumt, 
werden im Vergabemodernisierungsgesetz nicht umgesetzt (Mitgliedsstaaten gewährleisten, 
dass die öffentlichen Auftraggeber der Notwendigkeit, Qualität, Kontinuität, Zugänglichkeit, 
Bezahlbarkeit, Verfügbarkeit und Vollständigkeit der Dienstleistungen sicherstellen, sowie 
den spezifischen Bedürfnissen verschiedener Nutzerkategorien, einschließlich benachteilig-
ter und schutzbedürftiger Gruppen, der Einbeziehung und Ermächtigung der Nutzenden und 
dem Aspekt der Innovation Rechnung tragen).16 

 

Der DGB begrüßt im Herbst 2015 ausdrücklich die Stärkung der sozialen und ökologischen 
Vergabeaspekte im Gesetzesentwurf. Trotzdem seien die Formulierungen im geplanten Ge-
setzestext oft zu vage gehalten: 

„Zunächst greift der Begriff der „sozialen Aspekte“ in § 97 Abs. 3 GWB-E zu kurz. In 
Anlehnung an den Wortlaut der Richtlinie hätten die umwelt-, sozial- und arbeitsrecht-
lichen Vor-schriften des nationalen und internationalen Rechts sowie die allgemein-
verbindlich erklärten Tarifverträge nach TVG und AEntG explizit im Gesetzentwurf zur 
Modernisierung des Vergaberechts Erwähnung finden müssen. Insbesondere fehlt - 
trotz der Erwähnung in Art. 18 Abs. 2 Richtlinie 2014/24/EU in Verbindung mit An-
hang X - eine ausdrückliche Bezugnahme auf die ILO-Kernarbeitsnormen. Auch 
wenn die ILO-Kernarbeitsnormen durch die in Deutschland erfolgte Ratifizierung au-
tomatisch Anwendung finden, wäre im Interesse der Rechtsklarheit ihre Erwähnung 
als verpflichtendes soziales Kriterium wichtig. In diesem Zusammenhang würde es 
der DGB auch begrüßen, wenn die Bundesrepublik die noch nicht ratifizierte ILO 
Konvention Nr. 94 zur öffentlichen Auftragsvergabe ratifizieren und in nationales 
Recht umsetzen würde.“17 

Der DGB kritisiert auch, dass keinen Zwang zur Einhaltung umwelt-, sozial und arbeitsrecht-
licher Vorschriften des nationalen und internationalen Rechts sowie der allgemeinverbindlich 
erklärten Tarifverträge für alle Phasen des Vergabeverfahrens festgeschrieben wird, wie es 
nach Sicht des DGB aus der neuen EU-Richtlinie abzuleiten wäre. Die fakultative Regelung 
solle durch eine „muss-Formulierung“ ersetzt werden. Auch die Fakultativität der Aus-
schlussgründe bei Verstößen von Unternehmen gegen umwelt-, arbeits- und sozialrechtliche 
Standards (§124) wird als zu schwach bewertet, da „eine verpflichtende Regelung … der 
wachsenden Bedeutung sozialer und ökologischer Belange im Vergabeverfahren Nachdruck 
verleihen“ würde. Die Rechtstreue von Unternehmen müsse zudem durch ein zentrales und 
bundesweites Ausschlussregister festgestellt werden, um hier Überprüfungsaufwand zu mi-
nimieren. Es wird zudem die Grundlage des Wirtschaftlichkeitsprinzips in § 127 positiv zur 
Kenntnis genommen, allerdings hebelt der § 127 (1) Satz 2 dieses Prinzip, dass eigentlich 
definitionsgemäß auch ökologische oder soziale Aspekte einschließe, diesen abwägenden 
Grundsatz aus, macht diese Aspekte zu fakultativen und erlaube wiederum den Preis bzw. 

                                                
16

 Siehe auch DGB-Stellungnahme abgerufen am 29.03.2016 um 10:22 Uhr unter 
http://rps.verdi.de/branchen-und-berufe/bildung-wissenschaft-forschung/++co++4f78552c-0b8d-11e5-
98cc-525400248a66  
17

 Abgerufen am 16.02.2016 um 13:57 Uhr unter http://www.dgb.de/themen/++co++974d1004-86da-
11e5-9f48-52540023ef1a  

http://rps.verdi.de/branchen-und-berufe/bildung-wissenschaft-forschung/++co++4f78552c-0b8d-11e5-98cc-525400248a66
http://rps.verdi.de/branchen-und-berufe/bildung-wissenschaft-forschung/++co++4f78552c-0b8d-11e5-98cc-525400248a66
http://www.dgb.de/themen/++co++974d1004-86da-11e5-9f48-52540023ef1a
http://www.dgb.de/themen/++co++974d1004-86da-11e5-9f48-52540023ef1a
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die Kosten als alleiniges Bewertungskriterium. Auch Hinweise auf einen Ausschluss oder 
zwingende Überprüfung ungewöhnlich niedriger Angebote fehlt dem DGB.  

Ähnlich wie die BAGFW beurteilt der DGB die Regelungen bezüglich der Vergabe bei sozia-
len Dienstleistungen und fordert ein leichtes Vergaberegime, dass entsprechend auf die 
Qualität der Leistungen als Entscheidungskriterium für die Vergabe abstellt. „Es ist zu regeln, 
dass Qualifikation und Erfahrung des eingesetzten Personals im Vergabeverfahren geson-
dert zu gewichten sind. Dabei sind Aspekte der Struktur-, Prozess- und Ergebnisqualität zu 
berücksichtigen. Der DGB fordert eine Umsetzung dieser Vorgaben für soziale Dienstleis-
tungen im Gesetz selbst, zumindest aber in der Vergabeverordnung.“   

Auch in Bezug auf die Rechtseinhaltung entlang der Auftragskette fordert der DGB schärfere 
Regelungen für Subunternehmer*innen. In seiner Stellungnahme zum zugehörigen Verord-
nungsentwurf weist er ebenfalls auf die Problematik langer Subunternehmer*innenketten hin 
und die damit verbundene Möglichkeit für Unternehmen sich aus der Verantwortung zu steh-
len. Lange Subunternehmer*innenketten sollten verhindert werden und darüber hinaus soll-
ten Unteraufträge oder Wechsel von Subunternehmer*innen der schriftlichen Genehmigung 
des Auftraggebers bedürfen. In Bezug auf soziale Dienstleistungen sollte es zudem möglich 
sein eine Unterauftragsvergabe zu untersagen, aufgrund der hohen Priorität der Qualitätssi-
cherung. Die Kriterien Struktur-, Prozess- und Ergebnisqualität sollten zudem mit einbezogen 
werden. Positiv hervorzuheben sei, dass nun ein Umgang mit ungewöhnlich niedrigen Ange-
boten vorgesehen sei. 

Der DGB drückt zudem sein Bedauern aus, dass das Wirtschaftlichkeitsprinzip wieder wie 
schon im Gesetzesentwurf nur fakultativ soziale und ökologische Kriterien mit einbezieht. 
Darüber hinaus soll ein weiterer Passus miteingefügt werden, der sich auf Eingliederungs-
maßnahmen in den Arbeitsmarkt bezieht. 

Von Unternehmer*innenseite wird hier eine Stellungnahme von dem Deutschen Industrie- 
und Handelskammertag (DIHK), aus dem Herbst 2015 analysiert, die sich ebenfalls auf den 
Referentenentwurf zum bundesbezogenen Vergabegesetz bezieht. Die kritische Betrachtung 
des Gesetzesentwurfs richtet sich insbesondere auf die Höhe des Verwaltungsaufwandes 
bei Einforderung zusätzlicher Vergabekriterien, die als belastend für Unternehmen und Ver-
waltung und nicht als sinnvoll empfunden werden. Darüber hinaus weist der DIHK darauf hin, 
dass bei der Anwendung zusätzlicher Anforderungen bei Ausschreibungen KMU systema-
tisch benachteiligt würden, da diese aufgrund ihrer geringen Marktmacht keine Möglichkeiten 
hätten, bestimmte Qualitätsstandards von Zulieferern einzufordern im Gegensatz zu großen 
Unternehmen. Zusätzlich wird auf die angeblich faktische Unmöglichkeit hingewiesen gewis-
se Anforderungen einzuhalten: 

„Selbst diejenigen Unternehmen, die sich vertraglich die Beachtung sozialer und ar-
beitsrechtlicher Standards von ihren Zulieferern zusichern lassen, können nicht ga-
rantieren, dass diese auch tatsächlich eingehalten werden. Dazu hat das BVerwG in 
seiner Entscheidung vom 16.10.2013 (Az.: 8 CN 1.12) deutlich darauf hingewiesen, 
dass die Einforderung eines Nachweises, dass Grabsteine ohne ausbeuterische Kin-
derarbeit hergestellt wurden, nicht erfüllbar ist.“18 

Der DIHK weist explizit auf fehlende Kontrollmöglichkeiten und –mechanismen der Vergabe-
stellen hin, weshalb die Eigenerklärungen ohne rechtliche und tatsächliche Konsequenzen 
blieben. Zusätzlich verweist der DIHK darauf, dass in bestimmten Bereich keine zuverlässi-
gen Siegel existieren würden. 

„Insgesamt enthalten die geplanten Vorschriften ausreichende Spielräume für die öf-
fentlichen Auftraggeber, zusätzliche Aspekte in die Vergabeverfahren aufzunehmen. 

                                                
18

 Abgerufen am 08.03.2016 um 10:25 Uhr unter http://www.dihk.de/themenfelder/recht-
steuern/wettbewerbsrecht-immaterialgueterrecht/vergaberecht  

 

http://www.dihk.de/themenfelder/recht-steuern/wettbewerbsrecht-immaterialgueterrecht/vergaberecht
http://www.dihk.de/themenfelder/recht-steuern/wettbewerbsrecht-immaterialgueterrecht/vergaberecht
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Relativ unproblematisch ist, dass bei Anforderungen an Innovation und Umwelt, kri-
tisch ist es aber bei sozialen und Nachhaltigkeitsaspekten.“ 

Im Hinblick auf die Transparenz im Öffentlichen Vergabeverfahren liegt zudem von „Transpa-
rency International“ eine Stellungnahme zu dem Referentenentwurf des Vergabemodernisie-
rungsgesetzes vor, in dem hervorgehoben wird, dass die Organisation die Forcierung der 
Gleichstellung verschiedener Vergabeverfahren für fatal hält. TI fordert, dass auch weiterhin 
dem offenen Verfahren ein Vorrang zugestanden werden sollte. Eingang im Gesetz hat diese 
Forderung jedoch nicht gefunden. TI weist daraufhin, dass ihren Erfahrungen zufolge die 
Wahrscheinlichkeit von Korruption und Kostensteigerung bei nicht-offenen Verfahren we-
sentlich höher liegt als bei der offenen Vergabeart. Beispielsweise weist auch der Bericht des 
Bundesrechnungshof in seinem Bericht von 2012 darauf hin, dass allein im Hochbau Mehr-
kosten von 50-70 Mrd. € durch den Vorrang der freihändigen Vergabe unter einem Schwel-
lenwert von 100.000 € entstanden sind. Auch das Argument der Zeitersparnis greife nur in 
einigen wenigen Fällen bei der Angebotsauswertung. Einreichsfristen etc. seien auch im 
nicht-offenen Verfahren zu wahren. 

TI empfiehlt Transparenz im Vergabeverfahren durch Veröffentlichung von Ausschreibungs-
familien zu maximieren, um Kosten und Manipulations- und Korruptionsanfälligkeit zu mini-
mieren: 

 „Eine Ausschreibungsfamilie besteht aus der Vorabinformation über die geplante 
Ausschreibung, die eigentliche Ausschreibung, Änderungen zur Ausschreibung und Veröf-
fentlichung des Ergebnisses der Ausschreibung. Bisher müssen qua Vergabeordnung ledig-
lich bei niederschwelligen und EU-weiten Vergaben die Vergabeentscheidungen öffentlich 
transparent gemacht werden – was in der Praxis dazu führt, dass die Meldung bei nieder-
schwelligen Ausschreibungen gern „vergessen“ wird und de facto nur bei ca. 25% der 
Vergaben eine entsprechende Meldung über die getroffene Vergabeentscheidung publiziert 
wird. Eine entsprechende Änderung dahingehend, dass die komplette Ausschreibungsfamilie 
veröffentlicht werden muss, führt zu einer einfachen und einheitlichen Regelung, zu mehr 
Transparenz und damit letztendlich auch mehr Wettbewerb zu Gunsten der öffentlichen 
Haushalte, die durch die durchgängige Veröffentlichungspflicht kaum belastet werden.“ 

Kritische Stimmen warnen in diesem Zusammenhang jedoch vor einer möglichen Klagenflut, 
die auf die Vergabestellen zukommen könnte, für den Fall, dass die gesamte Ausschrei-
bungsfamilie veröffentlicht wird. 

Darüber hinaus fordert TI, den Katalog der Tatbestände, die zwingend einen Ausschluss aus 
dem Vergabeverfahren ergeben, bezüglich den Korruptionsdelikten im Bereich des geschäft-
lichen Verkehrs (§299BGB) sowie um den Bereich der Amtsdelikte (§333 f. BGB) zu erwei-
tern. Darüber hinaus bedürfe es einer Korrektur der Selbstreinigungsregelungen, da durch 
Widersprüchlichkeiten und rechtliche Unbestimmtheiten eine „ineffektive Sanktionierung von 
Fehlverhalten mit generell negativen Folgen“ drohe. Gerade im Hinblick auf die Gleichstel-
lung der Verfahrensarten müssten diese Regelungen aufgrund der damit verbundenen Ge-
fahren effektiv verstärkt werden.19 

Im Hinblick auf den Gesetzgebungsprozess können darüber hinaus Stellungnahmen der Op-
positionsparteien auf der Bundesebene analysiert werden, was hier anhand eines Entschlie-
ßungsantrags, sowie anhand des Protokolls der Bundestagsdebatte (Plenarprotokoll 18/146) 
geschehen soll. 

DIE LINKE im Bundestag kritisiert, dass das Vergabemodernisierungsgesetz entscheidende 
Weichenstellungen für eine ökologische und sozial faire Vergabe in Deutschland unterlässt. 
Zum einen fehle die zwingende Vergabe an Unternehmen mit Tarifbindung. Hier sei das be-
reits oben beschriebene „Regio Post“-Urteil vom EuGH zu EU-rechtskonformen Tariftreue-

                                                
19

 Abgerufen am 22.02.2016 um 11:00 Uhr unter 
https://www.transparency.de/fileadmin/pdfs/Themen/Vergabe/Stellungnahme_Transparency_VergMod
G_15-05-26.pdf  

https://www.transparency.de/fileadmin/pdfs/Themen/Vergabe/Stellungnahme_Transparency_VergModG_15-05-26.pdf
https://www.transparency.de/fileadmin/pdfs/Themen/Vergabe/Stellungnahme_Transparency_VergModG_15-05-26.pdf
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gesetzen nicht in den Entwurf mit eingearbeitet worden. Auch hinsichtlich der fehlenden An-
reize zur weiteren Gleichstellung von Frauen und Männern bezüglich Lohn und Beschäfti-
gung sei nichts geregelt worden, ganz zu schweigen von den fehlenden Verpflichtungen be-
züglich anderer sozialer und ökologischer Vergabekriterien. Auch BÜNDNIS 90/ DIE GRÜ-
NEN weisen darauf hin, dass entscheidende Regelungen im Bereich der sozialen Dienstleis-
tungen nur unzureichend geregelt wurden. Trotz der EU-Möglichkeit nach dem Wirtschaft-
lichkeitsprinzip zu vergeben, seien im Vergabemodernisierungsgesetz wieder nur Anreize zu 
Lohndumping und Preisdiktatur gesetzt worden.  

In dem abgelehnten Entschließungsantrag einzelner Bundestagsabgeordneter und der 
BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN Fraktion (Drucksache 18/7092) der zu dem Gesetz vorliegt, wird 
noch einmal differenziert auf die kritischen Aspekte in dem Gesetz eingegangen. Zum einen 
wird die fehlende Bezugnahme auf die ILO-Kernarbeitsnormen bemängelt, auch die Einhal-
tung umwelt-, sozial- und arbeitsrechtlicher Vorschriften des nationalen und internationalen 
Rechts sowie wirklich aller allgemeinverbindlich erklärten Tarifverträge hätte zwingend fest-
geschrieben werden müssen. Daneben seien Lebenszykluskostenrechnung und auch akzep-
tierte Umweltgütezeichen in völlig unzureichender Weise in das Gesetz aufgenommen wor-
den. Des Weiteren wird gefordert Verstöße gegen das Arbeits-, Umwelt- und Sozialrecht und 
insbesondere Verstöße in Bezug auf Kinderarbeit zu zwingenden Ausschlussgründen umzu-
arbeiten. 

 

iii. Zwischenfazit 

Nach Aufarbeitung der verschiedenen Stellungnahmen zur Vergaberechtsmodernisierung 
kann resümiert werden, dass sich die Hoffnungen des sozial-ökologisch orientierten Lagers 
auf europäischer Ebene nicht bewahrheitet haben. Sie hatten in den neu verabschiedeten 
Richtlinien der EU einen Gestaltungsspielraum für die Mitgliedsstaaten erkannt, der von die-
sen ausgeschöpft werden sollte. Zumindest in Deutschland wurde dieser Gestaltungsspiel-
raum, der auch von vielen anderen politischen und zivilgesellschaftlichen Akteur*innen er-
kannt wurde, auf Bundesebene nicht umgesetzt. Dieser Spielraum sollte laut Ankündigung 
ein flexibles Vergaberecht in den Mitgliedstaaten bewirken, dass Rechtssicherheit und die 
strategischen Ziele der sozialen und ökologischen Vergabe stärkt. Abgesehen von den Koali-
tionsparteien werden dem Gesetz von allen anderen Akteur*innen massive Mängel zuge-
sprochen. Die Kritik erstreckt sich auf die fehlende Stärkung der ökologischen und sozialen 
Kriterien bei der Vergabe, die wieder nur fakultativ bleiben, obwohl laut EU-Richtlinien hier 
stärkere Bestimmungen ausdrücklich zulässig sind. Auch die fehlende Tarifbindung der Un-
ternehmen wird kritisiert. Besonders TI weist auf die fehlenden Kontroll- und Sanktionsmög-
lichkeiten hin, die auch von dem DIHK erkannt werden. 
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2. Das Vergaberecht im Bezug zu sozialen und umweltfreundlichen 
Aspekten auf Landesebene: Vergleich anhand ausgewählter Bei-
spiele 

 

Im Folgenden werden beispielhaft aktuell gültige Vergabegesetze einiger Bundesländer ana-
lysiert (gereiht nach Inkrafttreten), um das vorangestellte Thüringer Vergabegesetz im Län-
dervergleich hinsichtlich seiner Stärken und Schwächen in Bezug auf soziale und ökologi-
sche Kriterien in der Vergabe besser einschätzen zu können. Im Koalitionsvertrag wird fest-
gelegt, dass die Regierungsparteien Thüringen sozial und ökologisch voranbringen wollen. 
Ökologie, Ökonomie und soziale Gerechtigkeit sollen besser aufeinander abgestimmt wer-
den. Das Vergabegesetz beziehungsweise das damit verbundene Wirtschaftsvolumen 
(deutschlandweit 300 Mrd. €) bietet hier eine hervorragende politische Gestaltungsmöglich-
keit. Regionale Wirtschaftskreisläufe können durch kluge Landesvergabegesetzgebung ge-
stärkt werden mittels starker Einbeziehung der KMU sowie innovationsbezogenen Förderkri-
terien. Doch auch der Gemeinwohlorientierung der Thüringer Wirtschaft kann durch eine 
sozial und ökologisch ausgerichtete Vergabe Rechnung getragen werden, wobei gleichzeitig 
die Bürokratielast der Unternehmen gering gehalten werden soll. Bezüglich des ÖPNV-
Bereichs sind Regelungen geplant, „dass öffentliche Aufträge nur noch an Unternehmen 
vergeben werden, die mindestens das in Thüringen für diese Leistung in einem einschlägi-
gen und repräsentativen Tarifvertrag vorgesehene Entgelt, welches mit einer tariffähigen 
Gewerkschaft vereinbart wurde, bezahlen.“ (Koalitionsvertrag“r2g“:21) Darüber hinaus wird 
dem Staat von vielen Akteuren eine Vorbildaufgabe zugesprochen, besonders im Bereich 
der nachhaltigen Beschaffung und Vergabe.  

a. Thüringen 

Das „Thüringer Gesetz über die Vergabe öffentlicher Aufträge“ vom 18.04.2011 formuliert 
zunächst keinen Zweck des Gesetzes oder auch grundlegende Kriterien wie Transparenz 
oder ähnliches. Dennoch werden ab § 3 ff. strategische Ziele behandelt: Namentlich die Mit-
telstandsförderung, die Berücksichtigung ökologischer und sozialer Kriterien im Vergabever-
fahren (§4), wie z.B. technische Spezifikationen (§6), die ILO-Kernarbeitsnormen (§11) und 
die Berufliche Erstausbildung, sowie die Berücksichtigung von Maßnahmen zur Förderung 
der Chancengleichheit von Frauen und Männern (§13). In § 10 Tariftreue und Entgeltgleich-
heit wird zudem festgelegt, dass Unternehmen verpflichtet sind mindestens den Vorgaben 
desjenigen Tarifvertrages zu entsprechen, an den das Unternehmen aufgrund des Arbeit-
nehmerentsendegesetzes gebunden ist. Es existiert im Gesetz kein vergabespezifischer 
Mindestlohn und auch eine Tarifbindung liegt nicht vor. 

Hinsichtlich § 4 ist positiv hervorzuheben, dass bereits ökologische und soziale Belange auf 
allen Stufen des Vergabeverfahrens, also der Definition des Auftragsgegenstandes, den 
technischen Spezifikationen, der Auswahl der Bieter, der Erteilung des Zuschlags und den 
Bedingungen für die Ausführung des Auftrags berücksichtigt werden können.  Thüringen 
kennt in Bezug auf soziale Kriterien im Vergabeverfahren bisher nur die mögliche Förderung 
von allgemein sozialen Kriterien sowie die verpflichtende Einhaltung der ILO-
Kernarbeitsnormen und die Themenfelder Berufliche Erstausbildung und Berücksichtigung 
von Maßnahmen zur Förderung der Chancengleichheit von Frauen und Männern. 

Soziale und ökologische Kriterien sind jedoch bloß fakultativer Natur. Wie in der weiteren 
Analyse zu sehen sein wird, gehen andere Landesgesetze hiermit bereits schärferen Rege-
lungen darauf ein. 

Im Bereich der Kontrollen, kann der öffentliche Auftraggeber tätig werden. Ohne konkrete 
Fallzahlen ist es jedoch schwer zu eruieren, wie effektiv diese KANN-Bestimmung ist. Hier 
muss in der Folge auf Erfahrungen in anderen Bundesländern zurückgegriffen werden. Posi-
tiv hervorzuheben ist, dass in Thüringen die Möglichkeit besteht Unternehmen, die gegen 
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Tariftreue und Entgeltpflichten auch im Zusammenhang mit Nachunternehmen verstoßen, 
bis zu drei Jahre von der Auftragsvergabe auszuschließen. 

 

b. Hamburg 

Bei der Betrachtung des Hamburgischen Vergabegesetzes vom 13. Februar 2006 lassen 
sich interessante starke Formulierungen hinsichtlich der ökologische Kriterien der Vergabe 
finden: Zum einen steht bereits in § 3 Absatz 1, dass die Auftraggeber im Rahmen der Be-
schaffung dafür Sorge zu tragen haben, dass bei Erstellung, Lieferung, Nutzung und Entsor-
gung der zu beschaffenden Gegenstände oder Leistungen negative Umweltauswirkungen 
vermieden werden sollen. Zum anderen weist Hamburg in § 3b Absatz 3 darauf hin, dass  

„Im Rahmen der einer Vergabe einer Lieferung oder Dienstleistung vorangestellten 
Bedarfsanalyse…eine umweltfreundliche und energieeffiziente Gesamtlösung ange-
strebt werden [soll].“ 

Danach erfolgen weitere detaillierte Ausformulierungen in Bezug zu Umweltgütezeichen, 
Lebenszykluskosten und Umweltmanagementmaßnahmen, die vorgelegt werden sollen. 

Hamburg steckt hier somit klar den Rahmen der Vergabe ab: es ist ein Rahmen der ökologi-
schen Gesichtspunkten Rechnung trägt. 

Auch Absatz 7 weist wieder darauf hin, dass das wirtschaftlichste Angebot bei der Ermittlung 
Kriterien des Umweltschutzes und der Energieeffizienz beinhalten soll. Absatz 9 bezieht sich 
zudem auf eine Verknüpfung von innovationsorientierten sowie ökologischen Vergabeaspek-
ten: 

„Bei der Vergabe von Aufträgen, insbesondere Transportdienstleistungen, soll darauf 
hingewirkt werden, dass bei der Auftragsdurchführung emissionsfreie Fahrzeuge zum 
Einsatz kommen.“ 

Im Gegensatz hierzu werden in Thüringen Umweltbelange bei Lieferaufträgen bisher ausge-
schlossen.  

 

c. Bremen 

Im  „Bremisches Gesetz zur Sicherung von Tariftreue, Sozialstandards und Wettbewerb bei 
öffentlicher Auftragsvergabe“ wird eine umfassende Regelung getroffen, wie mit der Wertung 
unangemessen niedriger Angebote umzugehen ist. In § 14 wird ausgeführt, dass eine Prü-
fung unangemessener niedriger Angebote erfolgen muss. Dies wird durch den prozentualem 
Abstand zum nächsthöheren Angebot definiert. Kann der Unternehmende die Zweifel bezüg-
lich Verstößen gegen Tarifverträge und die Nachunternehmerklausel nicht ausräumen, wird 
das Unternehmen aus dem Verfahren ausgeschlossen.  

In § 16 wird die Bildung einer Sonderkommission zur Prüfung der Einhaltung der im Verga-
begesetz festgelegten Regeln, insbesondere was Arbeitsbedingungen angeht festgelegt. Die 
Sonderkommission wird durch öffentlichen Auftraggeber über Vergaben informiert und führt 
dann selbständig Kontrollen durch und unterrichtet den öffentlichen Auftraggeber über die 
Ergebnisse. 

Hinsichtlich der Sanktionen, die solche Unternehmen treffen regelt das Bremische Vergabe-
gesetz in § 17 Sanktionen. Diesbezüglich wird die Möglichkeit eröffnet Unternehmen zum 
einen mit Geldstrafen in einem Prozentsatz der Auftragssumme zu belegen und sie bei 
mehrfachen Verstößen für eine gewisse Zeit (bis zu 2 Jahren) von der Vergabe auszuschlie-
ßen. Zum anderen errichtet der Senat ein Register über Unternehmen, die von der Vergabe 
öffentlicher Verträge ausgeschlossen sind: 
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„ § 17 (4) Der Senat richtet ein Register über Unternehmen ein, die nach Absatz 3 
von der Vergabe öffentlicher Verträge ausgeschlossen sind. Der Senat wird ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung zu regeln 

1.Die im Register zu speichernden Daten, den Zeitpunkt ihrer Löschung und die Ein-
sichtnahme in das Register, 

2.Die Verpflichtung der öffentlichen Auftraggeber, Entscheidungen nach Absatz 3 an 
das Register zu melden und 

3.Die Verpflichtung der öffentlichen Auftraggeber, zur Prüfung der Zuverlässigkeit von 
Unternehmen Auskünfte aus dem Register einzuholen.“ 

In § 18 Berücksichtigung sozialer und weiterer Kriterien wird im Gesetz festgeschrieben, 
dass wie in Thüringen bei der Vergabe von Bau-, Dienst- und Lieferleistungen nur Waren 
nach ILO-Mindeststandards eingesetzt werden sollen. Darüber hinaus wird Bietern, die 
Maßnahmen zur Chancengleichheit von Frauen und Männern im Beruf fördern, Ausbil-
dungsplätze bereitstellen oder schwerbehinderte Menschen beschäftigen und dies nachwei-
sen, bei wirtschaftlich gleich gelegenen Angeboten, der Zuschlag erteilt. Hier ist allerdings 
fraglich, inwiefern diese Regel fair ist. Engagiert sich ein Unternehmen sozial in diesen Be-
reichen, ist die wohl kaum kostenneutral also ohne Auswirkung auf den Preis des Angebots 
möglich. Insofern ist eine gewichtete Regelung vorzuziehen, die solche sozialen Kriterien 
zum einen verpflichtend vorschreibt und dies somit per se positiv in die Bewertung mit ein-
fließen lässt. 

In § 19 Umweltfreundliche Beschaffung wird zudem im Bremischen Gesetz vorgeschrieben, 
dass Umwelteigenschaften einer Ware, die Gegenstand einer Dienstleistung sind, berück-
sichtigt werden müssen: 

„ (2) Schreibt der Auftraggeber Umwelteigenschaften in Form von Leistungs- und 
Funktionsanforderungen vor, so kann er diejenigen Spezifikationen oder Teile davon 
verwenden, die in europäischen, multinationalen oder anderen Umweltzeichen defi-
niert sind, wenn 

1.Diese Spezifikationen geeignet sind, die Merkmale derjenigen Waren oder Dienst-
leistungen zu definieren, die Gegenstand des Auftrags sind, 

2.Die Anforderungen des Umweltzeichens auf der Grundlage von wissenschaftliche 
abgesicherten Informationen ausgearbeitet werden, 

3.Die Umweltzeichen im Rahmen eines Verfahrens erlassen werden, an dem alle in-
teressierten Kreise, wie staatlichen Stellen, Verbraucher, Hersteller, Händler, und 
Umweltorganisationen teilnehmen können, und  

4.Die Umweltzeichen für alle Betroffenen zugänglich und verfügbar sind 

Der Auftraggeber kann in den Vergabeunterlagen festlegen, dass bei Waren oder 
Dienstleistungen, die mit einem Umweltzeichen nach Satz 1 ausgestattet sind, davon 
ausgegangen wird, dass sie den in der Leistungs- und Aufgabenbeschreibung festge-
legten Spezifikationen genügen. Er muss jedes andere Beweismittel, wie geeignete 
technische Unterlagen des Herstellers oder Prüfberichte anerkannter Stellen, akzep-
tieren. 

(3) Anerkannte Stellen nach Absatz 2 Satz 2 sind Prüf- und Eichlaboratorien im Sinne 
des Eichgesetzes sowie die Inspektions- und Zertifizierungsstellen, die die jeweils 
anwendbaren europäischen Normen erfüllen. Der Auftraggeber muss Bescheinigun-
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gen nach Absatz 2 von staatlich anerkennten Stellen, die in anderen Mitgliedstaaten 
ansässig sind, anerkennen.“ 

 

d. Rheinland-Pfalz 

Auch im rheinland-pfälzischen „Landesgesetz zur Schaffung tariftreuerechtlicher Regelun-
gen“ vom 1.12.2010 wird ein Ziel des Gesetzes zum Anfang hin formuliert, ähnlich wie im 
Gesetzestext aus Niedersachsen. Allerdings wird z.B. in Absatz 3 deutlich, dass Thüringen 
hinsichtlich seiner Regelungen zur landesweiten Vergabe auch gut dasteht: In Rheinland-
Pfalz ist nämlich die Beschaffung von Waren, die im Ausland unter Einhaltung der ILO-
Kernarbeitsnormen gefertigt werden nur als fakultatives soziales Kriterium eingeschrieben. In 
Thüringen ist dies schon jetzt verpflichtend für alle Vergaben. 

Eine Kommission für die Bestimmung des zu zahlenden Mindestentgeltes gibt es auch in 
Rheinland-Pfalz. 

Insbesondere der § 3 Mindestentgelt sowie § 4 Tariftreuepflicht sollte ebenfalls hier betrach-
tet werden, da die Konstruktion hier entscheidend war für das bereits weiter oben beschrie-
bene RegioPost-Urteil des EuGH. 

Der Mindestlohnsatz wird in § 3 LTTG selbst festgelegt und damit in einer Rechtsvorschrift, 
die als zwingende Bestimmung grundsätzlich allgemein und branchenunabhängig für die 
Vergabe aller öffentlichen Aufträge im Land Rheinland-Pfalz gilt.  

Auch Rheinland-Pfalz legt fest, dass die Landesregierung die Auswirkungen des Gesetzes 
überprüft und vier bis sechs Jahre nach seinem Inkrafttreten im Landtag berichtet. 

Bezüglich des rheinland-pfälzischen Vergaberechts liegen zudem aktuelle Pressemeldungen 
vor, dass das Bundesland im Bereich ÖPNV die Rechte der Arbeitnehmer*innen zudem ext-
rem stärken will. 

„Die Vorgabe des Vergabegesetzes ist zwar mit einer Soll-Regelung für die Berücksichtigung 
einer Personalüberleitung bei einem Betreiberwechsel wesentlich verbessert, aber das war 
der Landesregierung von Rheinland-Pfalz nicht genug und änderte es gegen die Stimmen 
der CDU, in ein "MUSS". Es steht nun explizit im Gesetz: „Aufgabenträ-
ger…haben…Auftragnehmer… dazu….zu verpflichten…ein Angebot zur Übernahme zu den 
bisherigen Arbeitsbedingungen zu unterbreiten."20 

e. Nordrhein-Westfalen 

Im „Gesetz über die Sicherung von Tariftreue und Sozialstandards sowie fairen Wettbewerb 
bei der Vergabe öffentlicher Aufträge“ aus dem Jahr 2012 fällt vor allem auf, dass sich der 
Landesgesetzgeber ausführlich der Gestaltung der Überprüfungsmöglichkeiten von Unter-
nehmen zuwendet. In § 15 wird detailliert erörtert, dass das für Wirtschaft zuständig Ministe-
rium in Nordrhein-Westfalen die Funktion der Prüfbehörde übernimmt beziehungsweise die-
se Pflicht an eine nachgelagerte Behörde übertragen kann. Prüfungen können sowohl an-
lass- als auch stichprobenartig vollzogen werden. Daneben wird konkret beschrieben, wel-
che Unterlagen in den Unternehmen zur Einsicht bereit gehalten werden müssen. Zusätzlich 
wird angegeben, dass zuständige Stellen bei Hinweisen auf Verstöße gegen 

„ 1. Dieses Gesetz 

2.das Arbeitnehmer-Entsendegesetz 

3.das Mindestarbeitsbedingungengesetz 

4.das Arbeitnehmerüberlassungsgesetz 

                                                
20

 http://www.mobifair.eu/Meldungen/16_02_26_Nummer_1_bei_der_Landestariftreue/  

http://www.mobifair.eu/Meldungen/16_02_26_Nummer_1_bei_der_Landestariftreue/
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5.Bestimmungen des Sozialgesetzbuches zur Zahlung von Beiträgen und Melde-
pflichten 

6.Steuergesetze 

7.das Aufenthaltsgesetz 

8.die Handwerks- und Gewerbeordnung 

9.das Güterkraftverkehrsgesetz 

10. das Personalbeförderungsgesetz und das allgemeine Eisenbahngesetz und dazu 
gehörende Verordnungen oder 

11.sonstige Strafgesetze“ 

informiert werden müssen. 

Genauere Regelungen zu Ordnungswidrigkeiten und Bußgeldbescheiden finden sich dann 
im § 16. Hier müsste überprüft werden, inwieweit solche detaillierten Regelungen für Thürin-
gen wünschenswert und sinnvoll sind. 

Bezüglich der Bestimmungen zu ökologisch orientierter Beschaffung kann Nordrhein-
Westfalen jedoch definitiv als Vorbild für einen Gesetzesentwurf für Thüringen dienen. Ins-
besondere im § 17 „Umweltfreundliche und energieeffiziente Beschaffung“  wird in Absatz 1 
festgelegt, dass öffentliche Auftraggeber verpflichtet sind, bei der Vergabe von Aufträgen 
Kriterien des Umweltschutzes und der Energieeffizienz zu berücksichtigen. Konkretisiert wird 
dies durch die Absätze 2 bis 7. Sie beziehen sich zum einen auf Bedarfsanalysen der Be-
schaffungsmaßnahmen, in der umweltfreundliche und energieeffiziente Systemlösungen 
geprüft werden sollen. Im Leistungsverzeichnis beziehungsweise in der Bekanntmachung 
sollen die Leistungs- oder Funktionsanforderungen hinsichtlich des Umweltschutzes und der 
Energieeffizienz ausdrücklich genannt werden. Nachweise können z.B. durch das Umwelt-
zeichen Blauer Engel oder gleichwertige geeignete Nachweise erbracht werden. Beim Kauf 
oder der Ersetzung technischer Geräte und Ausrüstung wird zudem empfohlen eine  mini-
mierte Lebenszykluskostenanalyse oder gleichwertige Methoden von den Unternehmen an-
zufordern. Darüber hinaus werden auch Anforderungen an Umweltgütezeichen im Bezug auf 
technische Spezifikationen definiert, wie sie auch schon aus anderen Vergabegesetzen be-
schrieben wurden: Eignungsbezogenheit, Wissenschaftlichkeit, offenes Verfahren, Zugäng-
lichkeit und Verfügbarkeit sowie Gleichwertigkeit von Prüfergebnissen anderer anerkannter 
Stellen. 

In Bezug auf soziale Kriterien bleibt das nordrhein-westfälische Vergabegesetz, jedoch hinter 
den Möglichkeiten eines auf sozial und ökologisch faire Beschaffung ausgerichteten Geset-
zes zurück. Soziale Kriterien (§18) werden hier nur in Bezug auf die ILO-Kernarbeitsnormen 
formuliert. In § 19 wird zusätzlich lediglich der Bereich der Frauenförderung angesprochen, 
obwohl es diverse andere Gruppen gibt, die auf dem Arbeitsmarkt benachteiligt sind/werden 
und somit förderungswürdig sind. 

 

f. Niedersachsen 

Zum 1. Januar 2014 trat in Niedersachsen das neue Vergabegesetz „Niedersächsisches 
Gesetz zur Sicherung von Tariftreue und Wettbewerb bei der Vergabe öffentlicher Aufträge“ 
vom 31. Oktober 2013 in Kraft.  

Hervorzuheben ist, dass im Vergleich zum Thüringer Vergabegesetz hier neben den allge-
meinen Problem-, Ziel- und Lösungserwägungen explizit im Gesetzestext ein eindeutiger 
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Zweck des Gesetzes in § 1 formuliert wird, der sich auch für den neuen Entwurf für Thürin-
gen eignen könnte: 

„Dieses Gesetz soll Verzerrungen im Wettbewerb um öffentliche Aufträge entgegen-
wirken, die durch den Einsatz von Niedriglohnkräften entstehen, Belastungen für die 
sozialen Sicherungssysteme mildern sowie die umwelt- und sozialverträgliche Be-
schaffung durch die öffentliche Hand fördern.“ 

In § 4 wird das Thema der Tariftreue sowie der Mindestentgelte behandelt. Hier ist positiv 
hervorzuheben, dass zur Ermittlung der Repräsentativität von Tarifverträgen ein Verfahren 
festgelegt wird, dass mittels Verordnung konkretisiert wird, im Absatz 4 heißt es hierzu:  

„Das für Angelegenheiten des Arbeitsrechts zuständige Ministerium stellt fest, welche 
Tarifverträge repräsentativ sind. Merkmale der Repräsentativität sind: 

1.Die Zahl der von den jeweils tarifgebundenen Arbeitgebern beschäftigten unter den 
Geltungsbereich des Tarifvertrags fallenden Arbeitnehmern, 

2.Die Zahl der jeweils unter den Geltungsbereich des Tarifvertrags fallenden Mitglie-
der der Gewerkschaft, die den Tarifvertrag geschlossen hat. 

Das für Angelegenheiten des Arbeitsrechts zuständige Ministerium regelt im Einver-
nehmen mit dem für Öffentliches Auftragswesen und dem für Verkehr zuständigen 
Ministerium durch Verordnung das Verfahren, in dem festgestellt wird, welche Tarif-
verträge repräsentativ sind, sowie die Art der Veröffentlichung dieser Tarifverträge; in 
der Verordnung können weitere Merkmale der Repräsentativität festgelegt werden. 
Die Verordnung regelt, dass spätestens bis zum … an im Verfahren zur Feststellung 
der Repräsentativität ein paritätisch aus Vertreterinnen und Vertretern der Tarifpart-
ner zusammengesetzter Beirat beratend mitwirkt.“ 

Bezüglich der Mindestentgelte (§ 5), legt das Gesetz einen Mindestbetrag von 8,50 € brutto 
pro Stunde fest, der heute bundesweit über den eingeführten Mindestlohn sowieso gilt. Inte-
ressant ist aber § 5 Absatz 2, da hierin festgelegt wird, dass eine Kommission jährlich immer 
bis zum 31. August prüft, ob die Höhe des Mindestentgelts unter Berücksichtigung der wirt-
schaftlichen und sozialen Entwicklung gegebenenfalls (nach oben) angepasst wird. Die Zu-
sammensetzung und das Verfahren der Kommission werden durch Verordnung geregelt. 
Nach dieser besteht die Kommission aus 3 Vertreter*innen der Spitzenorganisationen der 
Arbeitgeber (mind. 1 Frau und 1 Mann) sowie 3 Vertreter*innen der Spitzenorganisationen 
der Arbeitnehmer*innen (mind. 1 Frau und 1 Mann). Sie wird für die Dauer von 2 Jahren be-
rufen. Bei Bedarf beruft das Fachministerium die Kommission ein wobei die Ladungsfrist 2 
Wochen beträgt. Die Kommission ist beschlussfähig wenn mind. 5 Mitglieder anwesend sind 
(RepTVV ND). Hier könnte auch für Thüringen über die Schaffung einer solchen Kommission 
nachgedacht werden. Ein weiterer erwähnenswerter Punkt findet sich in § 11 Berücksichti-
gung sozialer Kriterien. Hier werden unter Absatz 2 konkrete Bereiche aufgeführt, die ein 
soziales Kriterium im Sinne des Gesetzes sein können: Beschäftigung von schwerbehinder-
ten Menschen, Förderung der Chancengleichheit und Gleichstellung von Frauen und Män-
nern im Beruf, die Beschäftigung von Auszubildenden, die Beteiligung an tariflichen Umlage-
verfahren zur Sicherung der beruflichen Erstausbildung oder an Ausbildungsverbünden oder 
die Beschäftigung von Langzeitarbeitslosen. 

Im Hinblick auf eine mögliche Sanktionierung von Unternehmen bei Verstößen gegen Tarif-
treue und Mindestentgelte setzt das Land Niedersachsen hier eine größere Spanne an als 
das Land Thüringen (hier wird eine maximale Vertragsstrafe von 5% angesetzt). Demhinge-
gen beschreibt Thüringen einen möglichen Ausschluss des Unternehmens von bis zu 3 Jah-
ren von der öffentlichen Auftragsvergabe. Laut § 15 Absatz 1 Satz 1 

 „hat der öffentliche Auftraggeber für jeden schuldhaften Verstoß eine Ver-
tragsstrafe in Höhe von 1 vom Hundert des Auftragswerts mit dem beauftragten Un-
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ternehmen zu vereinbaren; bei mehreren Verstößen darf die Summe der Vertrags-
strafen 10 vom Hundert des Auftragswerts nicht überschreiten“. 

Auch eine Evaluation hinsichtlich der Auswirkungen des Gesetzes ist vorgesehen. So hat die 
Landesregierung bis in 2 Jahren zu berichten, inwieweit die Zielsetzungen eines fairen Wett-
bewerbs um öffentliche Aufträge sowie einer umwelt- und sozialverträglichen Beschaffung 
durch die öffentliche Hand erreicht wurden.  
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3. Zwischenfazit des Ländervergleichs 
Nach vergleichender Analyse und Betrachtung der neueren Entwicklungen im Vergaberecht 
auf nationalstaatlicher und EU-Ebene kann festgestellt werden, dass es viele neue Richtli-
nien und Rechtsprechungen gibt, die es bei der Novellierung des Thüringer Vergabegeset-
zes zu berücksichtigen gilt. Auch im landesbezogenen Bereich weist das Thüringer Verga-
begesetz zwar einige Stärken, jedoch auch einige Schwächen auf, die es zu optimieren gilt. 
Zunächst einmal bietet sich an, einen expliziten Zweck und Ziele des Gesetzes gesondert zu 
Anfang zu formulieren, um noch stärker in Bezug zur Rechtssicherheit, -auslegung und mög-
liche neue Rechtsprechungen die Stärkung der strategischen Ziele, der KMU-Förderung so-
wie der Tariftreue zu sichern. Einige Länder verfügen über ein progressiveres Vergaberecht 
in Bezug auf die Stärkung der strategischen Ziele im sozialen und ökologischen Bereich. 
Auch Evaluationen und Studien weisen darauf hin, das bloße fakultative Kriterien im Bereich 
Soziales, Umwelt/Nachhaltigkeit und Innovation nicht ausreichen, um die gewünschte Stär-
kung der strategischen Ziele zu erreichen. Insofern sollten die Formulierungen hier ähnlich 
stark wie im KMU-Bereich gefasst werden. Zu diskutieren ist auch die Schaffung von Kom-
mission(en), die sich um die Frage der Repräsentativität von Tarifverträgen und die Anpas-
sung eines neu einzuführenden vergabespezifischen Mindestlohns für Thüringen kümmern 
könnten. Besetzt werden könnte sie von Arbeitnehmer*innen- und Arbeitge-
ber*innenvertreter*innen unterstützt durch Vertreter*innen aus der Wissenschaft. Hier ist für 
das Land Thüringen im Hinblick auf gute Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen noch viel 
Luft nach oben. Thüringen kann einen Mindestlohn in seinem Vergabegesetz selbst festle-
gen. Dieser muss entsprechend der Rechtsprechung des EuGh („Regio Post Urteil“ siehe 
oben) im Landesvergabegesetz selbst festgelegt werden und damit in einer Rechtsvorschrift, 
die als zwingende Bestimmung grundsätzlich allgemein und branchenunabhängig für die 
Vergabe aller öffentlichen Aufträge im Land Thüringen Geltung hat. Hier kann Thüringen 
gute Bedingungen schaffen, indem hier ein Mindestlohn von 10 € pro Stunde (brutto) festge-
legt wird und ein Vorbild für andere Bundesländer in Sachen Arbeitnehmer*innenschutz wer-
den. Die Einrichtung einer Kommission für Mindestentgelte ist jedoch auch nicht frei von Kri-
tik. Kritiker*innen und Gewerkschaften fordern zum einen, dass eine solche Kommission 
wenn überhaupt eher die Kennzahlen und Evaluationsverfahren, die zu einer Empfehlung 
führen bestimmen sollte und zum anderen wird davor gewarnt, dass eine solche Kommission 
die Tarifverhandlungsmöglichkeiten der Gewerkschaften negativ beeinflussen könnte. Somit 
muss gründlich abgewogen werden, ob das erklärte Ziel der LINKEN von 10€ Mindestlohn 
so gut oder anders besser durchgesetzt werden könnte, wenn jährlich über die wirtschaftli-
che Entwicklung in Thüringen debattiert werden muss.21 Zumindest jedoch auf Bundesebene 
wurde die Einrichtung einer Kommission, die zudem auch durch Wissenschaftler*innen be-
gleitet werden soll, zum Mindestlohn befürwortet (Drucksache 17/13551). 

Es muss abgewogen werden, ob bezüglich der Ausgestaltung der sozialen Kriterien bei der 
Vergabe in Anlehnung an Niedersachsen eine Liste mit einzelnen Bereichen aufgeführt wer-
den sollte und ob diese beispielsweise um Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen in den Ar-
beitsmarkt ergänzt werden sollte. Eine alternative Variante wäre die Definition durch die 
Formulierung „Menschen mit multiplen Vermittlungshemmnissen“. Allerdings empfiehlt sich 
im Hinblick auf Rechtssicherheit und möglichen neuen gesellschaftlichen Problemlagen die 
Variante der detaillierten Liste, die aber explizit nicht als eine abgeschlossene Liste formuliert 
wird. 

Darüber hinaus kann im Thüringer Vergabegesetz die Transparenz signifikant erhöht wer-
den. Im Gesetzesentwurf von dem Landesdatenschutzbeauftragten Lutz Hasse wird zwar 
kein Zuverlässigkeitsregister gefordert, dennoch sollen viele Informationen von Behörden 
etc. öffentlich zugängig gemacht werden. Es könnte zum Beispiel ein Liste mit von der 
Vergabe ausgeschlossenen Unternehmen veröffentlicht werden. Daneben wird auch die E-

                                                
21

 Abgerufen am 24.02.2016 um 13:50 Uhr unter https://arbeitsmarkt-und-sozialpolitik.verdi.de/ueber-
uns/nachrichten/++co++b5c9409a-00e7-11e4-8648-525400248a66  

https://arbeitsmarkt-und-sozialpolitik.verdi.de/ueber-uns/nachrichten/++co++b5c9409a-00e7-11e4-8648-525400248a66
https://arbeitsmarkt-und-sozialpolitik.verdi.de/ueber-uns/nachrichten/++co++b5c9409a-00e7-11e4-8648-525400248a66
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Vergabe zu einer besseren Einsichtbarkeit der Verfahren führen, wobei TI in diesem Punkt 
die Öffentlichkeit der ganzen Ausschreibungsfamilie fordert. Daneben müsste auch die zu-
gehörige Verordnung „Thüringer Verwaltungsvorschrift zur Vergabe öffentlicher Aufträge“ 
angepasst werden.  

Einige Schlüsse können zusätzlich aus der Evaluierung des rheinland-pfälzischen Vergabe-
gesetzes gezogen werden, welche im letzten Jahr stattfand. Dabei wurde ein multidimensio-
nales/multi-akteursbezogenes Erhebungsverfahren gewählt, in dem relevante Rechtsgrund-
lagen analysiert und ausgewertet wurden. Dazu kam eine Online-Befragung von Vergabe-
stellen (n=214), eine Telefon-Befragung von ausgewählten Unternehmen (Auftragnehmern) 
inkl. vorgeschaltetem Pretest (Rücklauf N=286) sowie qualitative Interviews mit 26 Expertin-
nen und Experten vor der Gesamtevaluation. 

Hierin werden von der beauftragten Unternehmensberatung Resultate festgestellt, die nach 
vorangegangener Analyse jedoch nicht sonderlich überraschen: 

Die Vergabestellen nutzen kaum die fakultative Möglichkeit sozialer und ökologischer Krite-
rien im Vergabeverfahren, obwohl die Akzeptanz der Gesetzesziele sehr hoch einzuschätzen 
ist. Insofern bleibt eine Stärkung der strategischen Ziele in den Landesvergabegesetzen 
durch Soll- und Muss-Regelungen nicht aus, will die sozial und ökologisch faire Vergabe 
wirklich ausgebaut werden. Positiv hervorzuheben ist, dass durch das Gesetz keine nachhal-
tigen negativen Arbeitsaufwandserhöhungen zustande kamen, entgegen der üblichen Stel-
lungnahmen der Arbeitgeber*innenverbände. Die Lohnentwicklungen sind in Rheinland-Pfalz 
im ÖPNV sehr positiv ausgefallen seit Einführung des Gesetzes und die Regelungen diesbe-
züglich wurden jüngst weiter ausgebaut. Auch behalten alle Unternehmen insgesamt ihre 
Personalpolitik bei, das Vergabegesetz führt keineswegs zu Stellenabbau oder mangelnder 
Wirtschaftlichkeit. Die Unternehmen begrüßen das Vergabegesetz und sind der Meinung es 
trage zur faireren Wettbewerbsbedingungen bei. Auch die Mitarbeiter*innenmotivation und –
zufriedenheit ist seit Gesetzeseinführung gestiegen.  

Hinsichtlich der Kontrollfragen gibt es eine breite Akzeptanz der bestehenden Kontroll- und 
Sanktionsregeln, aber fehlende Kontrollen gefährden den Erfolg des Vergabegesetzes. Im 
Ergebnis besteht aus Sicht aller Befragten in diesem Bereich ein erheblicher Verbesse-
rungsbedarf. Durch eine Ausweitung der bisher bestehenden gesetzlich festgelegten Kon-
trollmöglichkeiten könnte sich eine noch effektivere Förderung des Wettbewerbs durch die 
Vorgaben des Landesvergabegesetzes einstellen (Drucksache 16/4799). Insofern sollte sich 
Thüringen hier an einer Verstärkung der Kontrollmöglichkeiten versuchen, da dies von allen 
Akteur*innen (zumindest in Rheinland-Pfalz) erwünscht ist. TI weist seit langem auf diese 
Ausgestaltungsmöglichkeiten und –gebote seitens des Gesetzgebers hin. Allein eine signifi-
kante Erhöhung der Transparenz im Vergabeverfahren durch Veröffentlichung der Verga-
beergebnisse würde hier erheblich helfen und den Mehraufwand auf Seiten der Verwaltung 
nicht erhöhen.22 
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 Abgerufen am 03.03.2016 um 13:21 Uhr unter 
https://www.transparency.de/fileadmin/pdfs/Themen/Vergabe/Vergabestellenreport_2015.pdf  

https://www.transparency.de/fileadmin/pdfs/Themen/Vergabe/Vergabestellenreport_2015.pdf
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4. Stellungnahmen und Kritik zum geltenden Thüringer Vergabe-
gesetz 

Von Verbänden und Gewerkschaften existieren auch einige öffentlich zugängliche Stellung-
nahmen zum Thüringer Vergabegesetz. 

Der Landesfrauenrat Thüringen e.V. befürwortet große Teile des Thüringer Landesvergabe-
gesetzes. Allerdings ist er nicht mit der Fakultativität der sozialen Kriterien zufrieden. Auch 
fehlen in der Verordnung ebenso wie im Gesetz konkretere Zielvorgaben beziehungsweise 
Operationalisierungen, inwiefern diese Frauenförderung sinnvoll in messbare Kriterien ope-
rationalisiert werden kann.23 

Die Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Instituts (WSI) in der 
Hans-Böckler-Stiftung bezieht sich auf den Entwurf der Landesregierung sowie auf den Ent-
wurf der LINKEN-Fraktion. Besonders auf die Fragen der Tariftreue und des Arbeitneh-
mer*innenschutzes wird hier eingegangen. Um Preisdumping und unübersichtlichen Teil-
branchenmindestlohnregelungen zum entgehen, schlägt die Stellungnahme vor, einen 
vergabespezifischen Mindestlohn für alle Aufträge aus der öffentlichen Hand festzulegen, 
wie es der Entwurf der LINKEN bereits zu der Zeit mit 8 € pro Stunde (brutto) vorsah. Die 
Stiftung fordert die Politik zudem auf ein angemessenes Instrument zur Anpassung des Min-
destlohns in das Gesetz mit einzubauen. Darüber hinaus muss eine effektive Kontrolle der 
Einhaltung des Gesetzes möglich sein. Auch damals fand sich in dem Gesetzesentwurf der 
LINKEN ein Vorschlag, eine spezifische Kontrollinstanz (§12) zu schaffen, da bei der Über-
tragung der Kontrollmöglichkeiten auf die Vergabestellen, keine ausreichende Kontrolle ge-
währleistet werden kann (so ist auch die aktuelle Lage im Gesetz). 

Darüber hinaus sollten nach Ansicht des Instituts die beim Auftragnehmer bestehenden be-
trieblichen Interessenvertretungen (Betriebs- oder Personalrat) sowie die tarifzuständigen 
Gewerkschaften in die Kontrollverfahren mit einbezogen werden. 

Um den Unternehmen einen effizienten und unbürokratischen Nachweis für den Einhalt der 
im Vergabegesetz vorgesehenen sozialen und ökologischen Kriterien zu ermöglichen, würde 
sich aus Sicht des WSI die Einführung eines landesweiten Verfahrens zur Präqualifizierung 
eignen. Bezüglich der Schwellenwerte, ab der dieses Gesetz Anwendung findet, empfiehlt 
das WSI, die Schwellenwerte auf 10.000€ herabzusetzen, um einen erheblichen Teil der 
öffentlichen Vergabe durch dieses Gesetz zu erfassen.24 
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 Abgerufen am 03.03.2016 um 09:17 Uhr unter http://www.landesfrauenrat-
thueringen.de/stellungnahmen/47-stellungnahme-gesetz-vergabe-oeffentlicher-auftraege  
24

 Abgerufen am 03.03.2016 um 09:54 Uhr unter 
http://www.boeckler.de/pdf/wsi_ta_tariftreue_stellungnahme_schulten_thueringen.pdf  

http://www.landesfrauenrat-thueringen.de/stellungnahmen/47-stellungnahme-gesetz-vergabe-oeffentlicher-auftraege
http://www.landesfrauenrat-thueringen.de/stellungnahmen/47-stellungnahme-gesetz-vergabe-oeffentlicher-auftraege
http://www.boeckler.de/pdf/wsi_ta_tariftreue_stellungnahme_schulten_thueringen.pdf
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5. Fazit: LINKE Vorschläge für eine Novellierung des Thüringer 
Vergabegesetzes unter starker Berücksichtigung umweltfreund-
licher Kriterien und sozialer Aspekte 
 

 Explizit Zweck und Ziele des Gesetzes zu formulieren, auch um politische Implikatio-
nen im Gesetz besser sichtbar zu machen und die Rechtssicherheit in Bezug auf 
strategische Ziele zu stärken 

 Vergabespezifischer Mindestlohn von 10 € 

 Sonderregelung für den Bereich der sozialen Dienstleistungen um ihrem spezifischen 
Charakter gerecht zu werden  

 Einrichtung einer Kommission, die die Anpassung des Vergabespezifischen Min-
destlohns berät und Fragen der Repräsentativität von Tarifverträgen klärt 

 Obligatorische Anforderungen bezüglich sozialer und umweltfreundlicher As-
pekte bei der öffentlichen Vergabe („soll in der Regel“- Formulierung)  

 Ausformulierung dessen, was als soziales Vergabekriterium gilt, bisher sind nur Maß-
nahmen zur Gleichstellung, Frauenförderung und Erstausbildung erfasst 

 Unabgeschlossene Liste  bezüglich Maßnahmen für Menschen 
mit multiplen Vermittlungshemmnissen, wie z.B. Menschen mit Be-
hinderungen, Langzeitarbeitslose, Flüchtlinge 

 Neu zu schaffende Kontrollinstanz, die Einhaltung der Regelungen aus dem Verga-
begesetz überprüft (Einführung und Ausbau einer Servicestelle wie z.B. Rheinland-
Pfalz),  

 Transparenz erhöhen durch z.B. Zuverlässigkeitsregister oder Veröffentlichung der 
Liste ausgeschlossener Unternehmen und/oder Veröffentlichung der Ausschrei-
bungsfamilie 

 Ausbau der Präqualifizierungsverfahren, um den Unternehmen einen effizienten 
und unbürokratischen Nachweis für den Einhalt der im Vergabegesetz vorgesehenen 
sozialen und ökologischen Kriterien zu ermöglichen 

 Bericht-/Evaluierungspflicht für das Vergabegesetz einführen 

 Schulungen für Mitarbeiter*innen, zur Sensibilisierung für ökologische und soziale 
Belange im Vergabeverfahren 

 Verbesserte spezifische Regelungen für den ÖPNV und SPNV Sektor – verpflichten-
de Personalüberleitung beim Betreiberwechsel25 und Bindung an repräsentativen 
Tarifvertrag 

 Innovationsbezogenheit des Gesetzes stärken (Innovationsklausel), da bisher 
Bezug dazu nur in Verordnung 

 Gewerkschaften fordern zudem Herabsetzung der Schwellenwerte von 20.000€ 
auf 10.000€ ( nicht unüblicher Wert in anderen Landesvergabegesetzen) 

 

 

 

  

                                                
25

 Siehe auch http://www.mobifair.eu/Meldungen/16_02_26_Nummer_1_bei_der_Landestariftreue/  

http://www.mobifair.eu/Meldungen/16_02_26_Nummer_1_bei_der_Landestariftreue/
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7. Entwurf Vergabegesetz: Thüringer Gesetz über Tariftreue und 
die Vergabe öffentlicher Aufträge (Thüringer Tariftreue- und 
Vergabegesetz) 

Übersicht: 

Abschnitt 1 Allgemeines 

Abschnitt 2 Mittelstandsförderung und soziale Dienstleistungen 

Abschnitt 3 Berücksichtigung sozialer und ökologischer Kriterien im Vergabeverfahren 

Abschnitt 4 Tariftreue und Mindestentgelt 

Abschnitt 5 Auftragserteilung 

Abschnitt 6 Schlussvorschriften 

 

Abschnitt 1 Allgemeines 

 

§ 1 Zweck des Gesetzes 

 

Zweck dieses Gesetzes ist es, einen fairen Wettbewerb, ohne Verzerrungen die durch den 
Einsatz von Niedriglohnkräften entstehen, um das wirtschaftlichste Angebot bei der Vergabe 
öffentlicher Aufträge unter gleichzeitiger Berücksichtigung von Sozialverträglichkeit und Um-
weltschutz und Energieeffizienz sowie Qualität und Innovation der Angebote zu fördern und 
zu unterstützen. 

 

§ 2 Sachlicher Anwendungsbereich 

 

(1) Dieses Gesetz gilt für die Vergabe öffentlicher Aufträge in Thüringen im Sinne des § 
99 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) in der Fassung vom 
15. Juli 2005 in der jeweils geltenden Fassung unabhängig von den Schwellenwerten 
nach § 100 GWB, soweit bei Bauaufträgen ein geschätzter Auftragswert von 50 000 
Euro (ohne Umsatzsteuer) und bei Liefer- und Dienstleistungsaufträgen ein geschätz-
ter Auftragswert von 20 000 Euro ODER 10 000 Euro (ohne Umsatzsteuer) über-
schritten wird. Für die Schätzung gilt § 3 der Vergabeverordnung in der Fassung vom 
11. Februar 2003 in der jeweils geltenden Fassung. 

(2) Bei der Vergabe öffentlicher Aufträge sind unterhalb der Schwellenwerte nach § 100 
Abs. 1 GWB diejenigen Regelungen der Vergabe- und Vertragsordnung für Leistun-
gen (VOL) in der Fassung vom 20. November 2009 (BAnz. Nr. 196a vom 29. Dezem-
ber 2009) und der Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB) in der 
Fassung vom 31. Juli 2009 (BAnz Nr. 155a vom 15. Oktober 2009) jeweils in der gel-
tenden Fassung anzuwenden, die für die Vergabe von Bau-, Liefer- und Dienstleis-
tungsaufträgen gelten, die nicht im Anwendungsbereich des Vierten Teils des Geset-
zes gegen Wettbewerbsbeschränkungen liegen. Das für Angelegenheiten im öffentli-
chen Auftragswesen zuständige Ministerium kann Grenzen für Auftragswerte festle-
gen, bis zu deren Erreichen eine Auftragsvergabe im Wege einer Beschränkten Aus-
schreibung oder einer Freihändigen Vergabe nach den Vergabe- und Vertragsord-
nungen zulässig ist. 
 

§ 3 Persönlicher Anwendungsbereich 

 

(1) Dieses Gesetz gilt für alle staatlichen und kommunalen Auftraggeber, sonstige Kör-
perschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, für die § 55 der Thü-
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ringer Landeshaushaltsordnung in der Fassung vom 19. September 2000 (GVB1. S. 
282) oder § 31 der Thüringer Gemeindehaushaltsverordnung vom 26. Januar 1993 
(GVB1. S. 181) beziehungsweise § 24 der Thüringer Gemeindehaushaltsverordnung 
Doppik vom 11. Dezember 2008 (GVB1. S. 504) jeweils in der jeweils geltenden Fas-
sung gilt. Zuweisungsempfänger haben dieses Gesetz zu beachten, soweit sie nach 
den allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen hierzu verpflichtet werden. 

(2) Kommunale Auftraggeber im Sinne dieses Gesetzes sind die Gemeinden, die Land-
kreise, die Zweckverbände und die Verwaltungsgemeinschaften. 

(3) Für juristische Personen des Privatrechts, die die Voraussetzungen des § 98 Nr. 2 
GWB erfüllen, gilt Absatz 1 entsprechend. 

(4) Auch auf Unternehmen, die als vom Staat Beliehene auftreten, findet dieses Gesetz 
Anwendung. 
 

Abschnitt 2 Mittelstandsförderung und soziale Dienstleistungen 

 

§ 4 Mittelstandsförderung 

 

(1) Die Auftraggeber sind verpflichtet kleine und mittlere Unternehmen bei Beschränkten 
Ausschreibungen und Freihändigen Vergaben in angemessenem Umfang zur Ange-
botsabgabe aufzufordern. 

(2) Unbeschadet der Verpflichtung zur Teilung der Leistungen in Fach- und Teillose nach 
dem Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen, der Vergabe- und Vertragsord-
nung für Leistungen und der Vergabe und Vertragsordnung für Bauleistungen ist das 
Vergabeverfahren, soweit nach Art und Umfang der anzubietenden Leistungen mög-
lich, so zu wählen und die Verdingungsunterlagen so zu gestalten, dass kleine und 
mittlere Unternehmen am Wettbewerb teilnehmen und beim Zuschlag berücksichtigt 
werden können. 
 

§ 5 Vergabe von sozialen Dienstleistungen 

…. 

 

Abschnitt 3 Berücksichtigung ökologischer und sozialer Kriterien im Vergabeverfahren 

 

§ 6 Ökologische und soziale Kriterien in der öffentlichen Vergabe 

 

Ökologische und soziale Kriterien sollen in der Regel auf allen Stufen des Vergabeverfah-
rens, namentlich bei der Definition des Auftragsgegenstands, dessen technischer Spezifika-
tion, der Auswahl der Bieter, der Erteilung des Zuschlags und den Bedingungen für die Aus-
führung des Auftrags berücksichtigt werden, wenn sie im sachlichen Zusammenhang mit der 
Auftragsleistung stehen und in der Bekanntmachung oder den Vergabeunterlagen angege-
ben sind. 

 

§ 7 Definition des Auftragsgegenstands 

 

Bereits bei der Definition des Auftragsgegenstands soll der Auftraggeber ökologische und 
soziale sowie innovative Belange berücksichtigen, soweit nicht haushaltsrechtliche Grunds-
ätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit, Vorgaben des Umweltrechts oder Unionsrecht, 
insbesondere keine Beeinträchtigung des Marktzugangs für ausländische Bieter entgegen-
stehen. 
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§ 8 Technische Spezifikation 

 

(1) Bei technischen Spezifikationen einen Auftrags sollen Umwelteigenschaften und 
Auswirkungen bestimmter Warengruppen oder Dienstleistungen auf die Umwelt fest-
gelegt werden. Hierzu müssen, wenn vorhanden, geeignete Spezifikationen verwen-
det werden, die in Umweltgütezeichen definiert sind, wenn 

a. Sie sich zur Definition der Merkmale der Waren oder Dienstleistungen eignen, 
die Gegenstand des Auftrags sind, 

b. Die Anforderungen an das Gütezeichen auf der Grundlage von wissenschaft-
liche abgesicherten Informationen ausgearbeitet werden, 

c. Die Umweltgütezeichen im Rahmen eines Verfahrens erlassen werden, an 
dem interessierte Stellen und Personen teilnehmen können und 

d. Das Gütezeichen für alle Betroffenen zugänglich und verfügbar ist. 
(2) Andere geeignete Beweismittel, insbesondere technische Unterlagen der Hersteller 

oder Prüfberichte anerkannter Stellen sind ebenfalls zulässig. Die technischen Spezi-
fikationen dürfen die Öffnung der öffentlichen Beschaffungsmärkte für den Wettbe-
werb nicht in ungerechtfertigter Weise behindern. 

(3) Anerkannte Stelle nach Absatz 2 Satz 1 sind Prüf- und Eichlaboratorien im Sinne des 
Mess- und Eichgesetz (MessEG) sowie die Inspektions- und Zertifizierungsstellen, 
die die jeweils anwendbaren europäischen Normen erfüllen. Der Auftraggeber muss 
Bescheinigungen nach Absatz 2 von staatlich anerkannten Stellen, die in anderen 
Mitgliedsstaaten der EU ansässig sind, anerkennen. 
 

§ 9 Soziale Kriterien  

 

(1)Öffentliche Auftraggeber sollen soziale Anforderungen an Unternehmen stellen, die min-
destens 10 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer beschäftigen. 

(2) Zu berücksichtigende soziale Kriterien können insbesondere sein: 

 1. die Beschäftigung von Menschen mit Behinderungen 

 2. die Förderung der Chancengleichheit und Gleichstellung von Frauen und Männern  
 im Beruf, 

 3. die Beschäftigung von Auszubildenden 

 4. die Beteiligung an tariflichen Umlageverfahren zur Sicherung der beruflichen  
 Erstausbildung oder an Ausbildungsverbünden, 

 5. die Beschäftigung von Langzeitarbeitslosen oder 

 6. die Beschäftigung und/oder Ausbildung von Geflüchteten. ODER 

5. Beschäftigung und/oder Ausbildung von Menschen mit multiplen Vermittlungshemmnis-
sen, wie z.B. (Langzeitarbeitslose oder Geflüchtete) 

 

 

§ 10 Beachtung von ILO-Kernarbeitsnormen 

(1) Bei der Vergabe von Bau-, Liefer- oder Dienstleistungen sollen keine Waren Gegen-  
stand der Leistung sein, die unter Missachtung der in den Kernarbeitsnormen der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation (ILO) festgelegten Mindeststandards gewonnen oder hergestellt 
worden sind. Diese Mindeststandards ergeben sich aus: 

 

1. dem Übereinkommen Nr. 29 über Zwangs- oder Pflichtarbeit vom 28. Juni 1930 
(BGBl. 1956 II S. 640 -641-), 
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2. dem Übereinkommen Nr. 87 über die Vereinigungsfreiheit und den Schutz des 
Vereinigungsrechtes vom 9. Juli 1948 (BGBl. 1956 II S. 2072 -2073-),  

3. dem Übereinkommen Nr. 98 über die Anwendung der Grundsätze des Vereini-
gungsrechtes und des Rechtes zu Kollektivverhandlungen vom 1. Juli 1949 (BGBl. 
1955 II S. 1122 -1123-), 

4. dem Übereinkommen Nr. 100 über die Gleichheit des Entgelts männlicher und 
weiblicher Arbeitskräfte für gleichwertige Arbeit vom 29. Juni 1951 (BGBl. 1956 II S. 
23 -24-), 

5. dem Übereinkommen Nr. 105 über die Abschaffung der Zwangsarbeit vom 25. Juni 
1957 (BGBl. 1959 II S. 441-442-), 

6. dem Übereinkommen Nr. 111 über die Diskriminierung in Beschäftigung und Beruf 
vom 25. Juni 1958 (BGBl. 1961 II S. 97 -98-), 

7. dem Übereinkommen Nr. 138 über das Mindestalter für die Zulassung zur Beschäf-
tigung vom 26. Juni 1973 (BGBl. 1976 II S. 201 -202-), 

8. dem Übereinkommen Nr. 182 über das Verbot und unverzügliche Maßnahmen zur 
Beseitigung der schlimmsten Formen der Kinderarbeit vom 17. Juni 1999 (BGBl. 
2001 II S. 1290 -1291-) 

jeweils in der jeweils geltenden Fassung. 

(2) Aufträge über Lieferleistungen dürfen nur an solche Auftragnehmer vergeben werden, die 
sich bei Angebotsabgabe schriftlich verpflichtet haben, den Auftrag gemäß der Leistungsbe-
schreibung ausschließlich mit Waren auszuführen, die nachweislich oder gemäß einer ent-
sprechenden Zusicherung unter Beachtung der ILO-Kernarbeitsnormen nach Absatz 1 ge-
wonnen oder hergestellt worden sind. Hierzu sind von den Bietern entsprechende Nachwei-
se oder Erklärungen zu verlangen. Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für Waren, die im 
Rahmen der Erbringung von Bau- oder Dienstleistungen verwendet werden. 

 

 

Abschnitt 4 Tariftreue und Mindestentgelt 

 

§ 11 Tariftreue und Entgeltgleichheit 

 

(1) Für Bauleistungen und andere Dienstleistungen, die das Arbeitnehmer-Entsendegesetz 
(AEntG) vom 20. April 2009 (BGBl. I S. 799) in der jeweils geltenden Fassung erfasst, dürfen 
öffentliche Aufträge nur an Unternehmen vergeben werden, die sich bei der Angebotsabgabe 
schriftlich verpflichtet haben, ihren Arbeitnehmern bei der Ausführung dieser Leistungen Ar-
beitsbedingungen zu gewähren, die mindestens den Vorgaben desjenigen Tarifvertrags ent-
sprechen, an den das Unternehmen aufgrund des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes gebun-
den ist. Satz 1 gilt entsprechend für Beiträge an eine gemeinsame Einrichtung der Tarifver-
tragsparteien im Sinne des § 5 Nr. 3 AEntG sowie für andere gesetzliche Bestimmungen 
über Mindestentgelte. 

(2) Leistungen, die vom Mindestlohngesetz (MiLoG) vom 11. August 2014 (BGBl. I S. 1348) 
in der jeweils geltenden Fassung erfasst werden, dürfen nur an Unternehmen vergeben wer-
den, die sich bei Angebotsabgabe schriftlich verpflichten, ihren unter das Mindestlohngesetz 
fallenden Beschäftigten bei der Ausführung der Leistung ein Entgelt zu zahlen, das mindes-
tens den jeweils geltenden Vorgaben des Mindestlohngesetzes und der gemäß § 1 Abs. 2 
Satz 2 MiLoG erlassenen Rechtsverordnung entspricht, und Änderungen während der Aus-
führungslaufzeit gegenüber den Beschäftigten nachzuvollziehen; § 12 Satz 3 und 4 gilt ent-
sprechend. Satz 1 findet so lange keine Anwendung, bis die Höhe des nach dem Mindest-
lohngesetz und der gemäß § 1 Abs. 2 Satz 2 MiLoG erlassenen Rechtsverordnung zu zah-



  33 

 

lenden Mindestlohns erstmals die Höhe des nach § 12 Satz 1 zu zahlenden Mindestentgelts 
bei Angebotsabgabe erreicht oder diese übersteigt. 

(3) Öffentliche Aufträge über Dienstleistungen im Bereich des öffentlichen Personenverkehrs 
auf Straße und Schiene dürfen nur an Unternehmen vergeben werden, die sich bei Ange-
botsabgabe schriftlich verpflichten, ihren Beschäftigten bei der Ausführung der Leistung min-
destens das in Thüringen für diese Leistung in einem einschlägigen und repräsentativen mit 
einer tariffähigen Gewerkschaft vereinbarten Tarifvertrag vorgesehene Entgelt nach den ta-
rifvertraglich festgelegten Modalitäten zu zahlen und während der Ausführungslaufzeit Ände-
rungen nachzuvollziehen. Dies gilt auch für öffentliche Aufträge im freigestellten Schülerver-
kehr. Der öffentliche Auftraggeber benennt die einschlägigen und repräsentativen Tarifver-
träge in der Bekanntmachung und den Vergabeunterlagen des öffentlichen Auftrags.  

(4)Aufgabenträger haben im Rahmen der Vergabe eines öffentlichen Dienstleistungsauftrags 
im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 23. Oktober 2007 über öffentliche Personenverkehrsdienste auf Schiene und Straße 
und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 des Rates 
(ABl. EU Nr. L 315 S. 1) in der jeweils geltenden Fassung Auftragnehmer auf der Grundlage 
von Artikel 4 Abs. 5 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 dazu zu verpflichten, den Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern, die zuvor zur Erbringung der Dienste eingestellt wurden, 
ein Angebot zur Übernahme zu den bisherigen Arbeitsbedingungen zu unterbreiten. Der bis-
herige Betreiber ist nach Aufforderung des Aufgabenträgers binnen sechs Wochen dazu 
verpflichtet, dem Aufgabenträger alle hierzu erforderlichen Informationen zur Verfügung zu 
stellen. In einem repräsentativen Tarifvertrag im Sinne von § 11 Abs. 3 können Regelungen 
zu den Arbeitsbedingungen getroffen werden, auf die im Falle einer Übernahme der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer auf der Grundlage von Artikel 4 Abs. 5 der Verordnung (EG) 
Nr. 1370/2007 als vorrangig verwiesen werden kann. 

(5) Das für die Angelegenheiten des Arbeitsrechts zuständige Ministerium bestimmt mit Zu-
stimmung des für die Angelegenheiten des Verkehrs zuständigen Ministeriums durch 
Rechtsverordnung, in welchem Verfahren festgestellt wird, welche Tarifverträge als reprä-
sentativ im Sinne von Absatz 3 anzusehen sind und wie deren Veröffentlichung erfolgt.  

(6) Beim für Arbeit zuständigen Ministerium wird eine ServicesteIle eingerichtet, die über 
dieses Gesetz informiert und die Entgeltregelungen aus den einschlägigen und repräsentati-
ven Tarifverträgen unentgeltlich zur Verfügung stellt. Die Servicestelle ist auch für Prüfungen 
zuständig, ob die Entgeltregelungen aus den einschlägigen und repräsentativen Tarifverträ-
gen im Sinne von Absatz 5 sowie bei einem Beschäftigtenübergang nach § 11 Abs. 3 aus 
den übergeleiteten Arbeitsbedingungen zum Vertragsgegenstand gemacht wurden und ein-
gehalten werden. Prüfungen können sowohl anlassbezogen als auch stichprobenweise er-
folgen. Der öffentliche Auftraggeber hat der Servicestelle die für die Prüfungen erforderlichen 
Auskünfte zu erteilen und prüfungsrelevante Unterlagen zur Verfügung zu stellen. Bei der 
Durchführung der Prüfungen stehen der Servicestelle die in den §§ 15 und 19 aufgeführten 
Rechte des öffentlichen Auftraggebers entsprechend zur Verfügung. Hat die von der Ser-
vicestelle durchgeführte Prüfung einen Verstoß des beauftragten Unternehmens, eines 
Nachunternehmens oder eines Verleihers gegen dieses Gesetz ergeben, spricht die Ser-
vicestelle gegenüber dem öffentlichen Auftraggeber, dessen Vergabe von diesem Verstoß 
betroffen  ist, eine Sanktionsempfehlung aus. Der öffentliche Auftraggeber informiert die Ser-
vicestelle zeitnah über die Umsetzung der Sanktionsempfehlung; weicht er von dieser ab, 
hat er die Gründe für die Abweichung darzulegen. 

(7) Fehlt die Tariftreueerklärung bei Angebotsabgabe und wird sie auch nach Aufforderung 
nicht vorgelegt, so ist das Angebot von der Wertung auszuschließen. Hat die ServicesteIle 
nach Absatz 6 Muster zur Abgabe von Tariftreueerklärungen öffentlich bekannt gemacht, 
können diese verwendet werden. 

 

§ 12 Mindestentgelt 
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(1) Soweit nicht nach § 11 Tariftreue gefordert werden kann, dürfen öffentliche Aufträge nur 
an Unternehmen vergeben werden, die sich bei Angebotsabgabe schriftlich verpflichten, ih-
ren Beschäftigten bei der Ausführung der Leistung ein Entgelt von mindestens 10 Euro (brut-
to) pro Stunde zu zahlen (Mindestentgelt). Satz 1 gilt nicht für die Leistungserbringung durch 
Auszubildende. Fehlt die Mindestentgelterklärung bei Angebotsabgabe und wird sie auch 
nach Aufforderung nicht vorgelegt, so ist das Angebot von der Wertung auszuschließen. Hat 
die ServicesteIle nach § 11 Abs. 6 Muster zur Abgabe von Mindestentgelterklärungen öffent-
lich bekannt gemacht, können diese verwendet werden. 

(2) Das für die Angelegenheiten des Arbeitsrechts zuständige Ministerium wird ermächtigt, 
mittels Rechtsverordnung, die der Zustimmung des für die Angelegenheiten der Wirtschaft 
zuständigen Ministeriums bedarf, eine Kommission zur Anpassung des zu zahlenden Min-
destentgelts nach Absatz 1 einzurichten und deren Zusammensetzung sowie deren Ge-
schäftsordnung zu regeln. Der Kommission sollen Vertreter der Arbeitnehmer, der Arbeitge-
ber und beratend der Wissenschaft angehören. Die Kommission überprüft jährlich, begin-
nend im Jahr 2018, die Höhe des Mindestentgelts unter Berücksichtigung der wirtschaftli-
chen und sozialen Entwicklung bis zum 31. August eines jeden Jahres. Die Landesregierung 
kann das von der Kommission bestimmte Mindestentgelt durch Rechtsverordnung festset-
zen. 

 

 

Abschnitt 5 Auftragserteilung 

 

§ 13 Auswahl der Bieter 

 

(1) Vor Erteilung des Zuschlags hat der öffentliche Auftraggeber zu prüfen, ob die Bieter die 
für die Erfüllung der vertraglichen Verpflichtungen erforderliche Fachkunde, Leistungsfähig-
keit und Zuverlässigkeit besitzen. 

(2) Den Nachweis seiner Eignung kann der Bieter auch durch eine gültige Bescheinigung 
eines in den Vergabe- und Vertragsordnungen genannten Präqualifizierungsverfahrens füh-
ren. Das für Angelegenheiten im öffentlichen Auftragswesen zuständige Ministerium regelt 
weitere Präqualifizierungsverfahren und besondere Zertifizierungen in den Bereichen Ökolo-
gie, Chancengleichheit und Nachwuchsförderung durch Richtlinien und § 9 dieses Gesetzes 
durch Richtlinien. 

(3) Ausgeschlossen werden kann ein Bieter, der gegen eine arbeitnehmerschützende Vor-
schrift, eine Vorschrift des Umweltrechts oder gegen eine Rechtsvorschrift über unrechtmä-
ßige Absprachen bei öffentlichen Aufträgen verstoßen hat, wenn der Verstoß mit einem 
rechtskräftigen Urteil oder einem Beschluss mit gleicher Wirkung geahndet wurde, und eine 
schwere Verfehlung darstellt, die die Zuverlässigkeit des Bewerbers in Frage stellt. 

(4) Im Rahmen der zu überprüfenden technischen Fachkunde finden auch bei Lieferaufträ-
gen Umweltbelange Berücksichtigung. Der öffentliche Auftraggeber stellt mit dem Auftrags-
gegenstand zusammenhängende und ihm angemessene Anforderungen an die technische 
Leistungsfähigkeit des Bieters auf, die in der Bekanntmachung oder den Vergabeunterlagen 
anzugeben sind. Diese bestehen bei umweltrelevanten öffentlichen Bau- und Dienstleis-
tungsaufträgen in der Angabe der Umweltmanagementmaßnahmen bestehen, die bei der 
Ausführung des Auftrags zur Anwendung kommen sollen. Zum Nachweis dafür, dass der 
Bieter bestimmte Normen für das Umweltmanagement erfüllt, kann der Auftraggeber die Vor-
lage von Bescheinigungen unabhängiger Stellen verlangen. 

(5) Eco-Management and Audit Scheme (EMAS) ist als europäische Auszeichnung für be-
triebliches Umweltmanagement zum Nachweis der Erfüllung von bestimmten Normen für das 
Umweltmanagement geeignet. Die Eintragung eines Unternehmens in das EMAS-Register 
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kann für die Beurteilung der technischen Fachkunde eines Bieters unter folgenden Bedin-
gungen herangezogen werden: 

1. die Vergabestellen dürfen nicht auf die Registrierung als solche abstellen, sondern es 
muss ein Bezug zur Ausführung des Auftrags vorhanden sein und 

2. dem EMAS gleichwertige Nachweise für Umweltmanagementmaßnahmen sind anzuer-
kennen. 

(6) Staatliche Auftraggeber und sonstige Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öf-
fentlichen Rechts sowie Kommunale Auftraggeber, juristische Personen und Beliehene im 
Sinne des § 3 haben die Ausschreibung in elektronischer Form auf der zentralen Landes-
vergabeplattform bekannt zu machen.  

 

§ 14 Erteilung des Zuschlags 

 

Der Zuschlag ist auf das unter Berücksichtigung aller Umstände wirtschaftlichste Angebot zu 
erteilen. Der niedrigste Angebotspreis allein ist nicht entscheidend. Bei der Erteilung des 
Zuschlags auf das wirtschaftlichste Angebot sollen Umweltbelange und soziale Kriterien be-
rücksichtigt werden. 

Die Berücksichtigung von Umwelt- und sozialen Kriterien bei der Zuschlagserteilung ist zu-
lässig, wenn 

1. diese mit dem Auftragsgegenstand zusammenhängen, 

2. sie im Leistungsverzeichnis oder in der Bekanntmachung des Auftrags ausdrücklich ge-
nannt sind, 

3. dem Auftraggeber durch die Festlegung des Kriteriums keine uneingeschränkte Entschei-
dungsfreiheit eingeräumt wird und 

4. alle Grundsätze des Unionsrechts, vor allem das Diskriminierungsverbot, gewahrt werden. 

§10 Bedingungen für die Ausführung des Auftrags 

(1) Der Auftraggeber kann zusätzliche Bedingungen für die Ausführung des Auftrags vor-
schreiben, wenn diese 

1. mit Unionsrecht vereinbar sind, insbesondere keinen diskriminierenden Charakter haben, 

2. in der Bekanntmachung oder in den Vergabeunterlagen angegeben werden, 

3. keine versteckten technischen Spezifikationen, Auswahl- oder Zuschlagskriterien darstel-
len und 

4. alle Bewerber in der Lage sind, diesen Bedingungen nachzukommen, falls sie den Zu-
schlag erhalten. 

(2) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 soll in der Regel bei geeigneten umweltbe-
deutsamen Aufträgen, bei denen ein Zusammenhang mit dem Auftragsgegenstand besteht, 
der Auftraggeber einen Nachweis dafür verlangen, dass bestimmte Umweltmanagement-
maßnahmen bei der Ausführung des Auftrags ergriffen werden. 

 

§ 15 Nachunternehmenseinsatz 

  

(1) Der Auftragnehmer darf Bau- und Dienstleistungen nur auf Nachunternehmer übertragen, 
wenn der Auftraggeber im Einzelfall schriftlich zugestimmt hat. Die Zustimmung ist nicht not-
wendig bei Leistungen, auf die der Betrieb des Auftragnehmers nicht eingestellt ist. Die Bie-
tenden haben bereits bei der Abgabe ihres Angebots ein Verzeichnis der Nachunternehmer-
leistungen vorzulegen. 
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(2) Soweit Leistungen nach Absatz 1 auf Nachunternehmende übertragen werden, hat sich 
der Auftragnehmer auch zu verpflichten, den Nachunternehmern die für Auftragnehmer gel-
tenden Pflichten der Absätze 3 und 4 sowie der §§ 10, 11 und 17 Abs. 2 aufzuerlegen und 
die Beachtung dieser Pflichten durch die Nachunternehmenden zu kontrollieren. 

(3) Die nachträgliche Einschaltung oder der Wechsel eines Nachunternehmers bedarf der 
Zustimmung des öffentlichen Auftraggeber; Absatz 1 Satz 2 und § 15 Abs. 2 gelten entspre-
chend. Die Zustimmung darf nur wegen mangelnder Fachkunde, Zuverlässigkeit oder Leis-
tungsfähigkeit des Nachunternehmers sowie wegen Nichterfüllung der Nachweispflicht nach 
§ 15 Abs. 2 versagt werden. 

(4) Die Auftragnehmer sind für den Fall der Weitergabe von Leistungen an Nachunterneh-
mende vertraglich zu verpflichten, 

1. bevorzugt kleine und mittlere Unternehmen zu beteiligen, soweit es mit der vertragsgemä-
ßen Ausführung des Auftrags zu vereinbaren ist, 

2. Nachunternehmende davon in Kenntnis zu setzen, dass es sich um einen öffentlichen Au 
trag handelt, 

3. bei der Weitergabe von Bauleistungen an Nachunternehmer die Allgemeinen Vertragsbe-
dingungen für die Ausführung von Bauleistungen der Vergabe-und Vertragsordnung für Bau-
leistungen (VOB/B), bei der Weitergabe von Dienstleistungen die Allgemeinen Vertragsbe-
dingungen für die Ausführung von Leistungen der Vergabe und Vertragsordnung für Leistun-
gen (VOL/B) zum Vertragsbestandteil zu machen und 

4. den Nachunternehmern keine, insbesondere hinsichtlich der Zahlungsweise, ungünstige-
ren Bedingungen aufzuerlegen, als zwischen dem Auftragnehmer und dem öffentlichen Auf-
traggeber vereinbart sind. 

§ 16 Wertung unangemessen niedriger Angebote 

(1) Der Auftraggeber hat ungewöhnlich niedrige Angebote, auf die der Zuschlag erfolgen soll, 
zu überprüfen. Dies gilt unabhängig von der nach Teil A der Vergabe- und Vertragsordnung 
für Bauleistungen und Teil A der Vergabe- und Vertragsordnung für Leistungen vorgegebe-
nen Prüfung unangemessen niedrig erscheinender Angebote. 

(2) Weicht ein Angebot für die Erbringung von Bau-oder Dienstleistungen, auf das der Zu-
schlag erteilt werden könnte, um mindestens zehn vom Hundert vom nächsthöheren Ange-
bot ab, so hat der Auftraggeber die Kalkulation des Angebots zu überprüfen. Im Rahmen 
dieser Überprüfung ist der Bieter verpflichtet, die ordnungsgemäße Kalkulation nachzuwei-
sen. Kommt der Bieter dieser Verpflichtung auch nach Aufforderung des Auftraggebers nicht 
nach, so ist er vom weiteren Vergabeverfahren auszuschließen. 

 

§ 17 Wertungsausschluss 

 

(1) Hat der Bieter 

1. aktuelle Nachweise über die vollständige Entrichtung von Steuern und Sozialversiche-
rungsbeiträgen, 

2. eine Erklärung nach den §§ 10 bis 12 oder 

3. sonstige Nachweise oder Erklärungen 

nicht zum geforderten Zeitpunkt vorgelegt, entscheidet die Vergabestelle auf der Grundlage 
der Bestimmungen der Vergabe- und Vertragsordnung für Leistungen und der Vergabe- und 
Vertragsordnung für Bauleistungen, ob das Angebot von der Wertung ausgeschlossen wird. 
Fremdsprachige Bescheinigungen oder Erklärungen sind nur zu berücksichtigen, wenn sie 
mit einer Übersetzung in die deutsche Sprache vorgelegt worden sind. 

(2) Soll die Ausführung eines Teils des Auftrags über die Erbringung von Bauleistungen oder 
Dienstleistungen einem Nachunternehmer übertragen werden, so sind vor der Auftragsertei-



  37 

 

lung auch die auf den Nachunternehmer lautenden Nachweise und Erklärungen nach Absatz 
1 vorzulegen. Soweit eine Benennung von Nachunternehmern nach Auftragserteilung zuläs-
sig ist, sind die erforderlichen Nachweise und Erklärungen nach Absatz 1 bei der Benennung 
vorzulegen. 

 

§ 18 Sicherheitsleistung bei Bauleistungen 

 

(1) Für die vertragsgemäße Erfüllung von Bauleistungen sollen bei Öffentlicher Ausschrei-
bung und Offenem Verfahren ab einer Auftragssumme von 250 000 Euro (ohne Umsatz-
steuer) Sicherheitsleistungen verlangt werden. Bei Beschränkter Ausschreibung, Beschränk-
ter Ausschreibung nach Öffentlichem Teilnahmewettbewerb, Freihändiger Vergabe, Nichtof-
fenem Verfahren und Verhandlungsverfahren sollen Sicherheitsleistungen in der Regel nicht 
verlangt werden. 

(2) Für die Erfüllung der Mängelansprüche sollen Sicherheitsleistungen in der Regel ab einer 
Auftragssumme oder Abrechnungssumme von 250 000 Euro (ohne Umsatzsteuer) verlangt 
werden. 

 

§ 19 Kontrollen 

 

(1) Der Auftraggeber und die Servicestelle sollen Kontrollen durchführen, um die Einhaltung 
der dem Auftragnehmer aufgrund dieses Gesetzes auferlegten Verpflichtungen zu überprü-
fen. Die Kontrollen können sowohl stichprobenartig als auch anlassbezogen durchgeführt 
werden. Der Auftraggeber hat zu diesem Zweck mit dem Auftragnehmer vertraglich zu ver-
einbaren, dass ihm auf Verlangen die Entgeltabrechnungen des Auftragnehmers und der 
Nachunternehmer sowie die Unterlagen über die Abführung von Steuern und Sozialversiche-
rungsbeiträgen nach § 15 Abs. 1 Nr. 1 und die zwischen Auftragnehmer und Nachunterneh-
mer abgeschlossenen Werkverträge vorgelegt werden. Die Bestimmungen des Thüringer 
Datenschutzgesetzes (ThürDSG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Oktober 
2001 (GVBl. S. 276), in der jeweils geltenden Fassung, sind im Umgang mit personenbezo-
genen Daten zu beachten. Der Auftragnehmer hat seine Beschäftigten auf die Möglichkeit 
solcher Kontrollen hinzuweisen. 

(2) Der Auftragnehmer und seine Nachunternehmer haben vollständige und prüffähige Un-
terlagen nach Absatz 1 über die eingesetzten Beschäftigten bereitzuhalten. 

 

§ 20 Sanktionen 

 

(1) Um die Einhaltung der Verpflichtungen nach den §§ 6 bis 15 zu sichern, ist zwischen dem 
Auftraggeber und dem Auftragnehmer für jeden schuldhaften Verstoß regelmäßig eine Ver-
tragsstrafe von bis zu zehn von Hundert des Auftragswerts zu vereinbaren. Der Auftragneh-
mer ist zur Zahlung einer Vertragsstrafe nach Satz 1 auch für den Fall zu verpflichten, dass 
der Verstoß durch einen von ihm eingesetzten Nachunternehmer oder einen von diesem 
eingesetzten Nachunternehmer begangen wird, es sei denn, dass der Auftragnehmer den 
Verstoß weder kannte noch kennen musste. 

(2) Der Auftraggeber hat mit dem Auftragnehmer zu vereinbaren, dass die schuldhafte 
Nichterfüllung der aus den §§ 10 bis 12 resultierenden Anforderungen durch den Auftrag-
nehmer oder seine Nachunternehmer sowie schuldhafte Verstöße gegen die Verpflichtungen 
der §§ 12 und 17 Abs. 2 den Auftraggeber zur fristlosen Kündigung des Vertrags berechti-
gen. 

(3) Hat der Auftragnehmer, ein Bewerber oder Bieter gegen die sich aus den §§ 10 bis 12 
und 17 Abs. 2 ergebenden Verpflichtungen verstoßen, soll jeweils der Auftraggeber dieses 
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Unternehmen von der öffentlichen Auftragsvergabe für die Dauer von bis zu drei Jahren aus-
schließen. Satz 1 gilt auch für Nachunternehmer. Vor dem Ausschluss ist dem Unternehmen 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Ein ausgeschlossenes Unternehmen ist auf des-
sen Antrag allgemein oder teilweise wieder zuzulassen, wenn der Grund des Ausschlusses 
weggefallen ist und mindestens sechs Monate der Sperre abgelaufen sind. Eine Liste der 
immer aktuell ausgeschlossenen Unternehmen wird durch die Servicestelle veröffentlicht. 

(4) Maßnahmen nach den Absätzen 1 bis 3 bleiben von der Geltendmachung einer Ver-
tragsstrafe aus anderem Grunde sowie von der Geltendmachung sonstiger Ansprüche unbe-
rührt.  

(5) Die öffentlichen Auftraggeber und die Servicestelle haben für die Verfolgung und Ahn-
dung von Ordnungswidrigkeiten nach § 23 AEntG und  § 21 MiLoG zuständigen Stellen über 
die Verstöße der Unternehmen gegen Verpflichtungen nach den §§ 10 bis 12 zu informieren. 

 

§ 21 Information der Bieter, Nachprüfung des Vergabeverfahrens unterhalb der Schwellen-
werte 

 

(1) Unterhalb der Schwellenwerte nach § 100 GWB informiert der Auftraggeber die Bieter, 
deren Angebote nicht berücksichtigt werden sollen, über den Namen des Bieters, dessen 
Angebot angenommen werden soll, und über die Gründe der vorgesehenen Nichtberücksich-
tigung ihres Angebotes. Er gibt die Information schriftlich spätestens sieben Kalendertage 
vor dem Vertragsabschluss ab. 

(2) Beanstandet ein Bieter vor Ablauf der Frist schriftlich beim Auftraggeber die Nichteinhal-
tung der Vergabevorschriften und hilft der Auftraggeber der Beanstandung nicht ab, ist die 
Nachprüfungsbehörde durch Übersendung der vollständigen Vergabeakten zu unterrichten. 
Der Zuschlag darf in dem Fall nur erteilt werden, wenn die Nachprüfungsbehörde nicht in-
nerhalb von 14 Kalendertagen nach Unterrichtung das Vergabeverfahren mit Gründen bean-
standet; andernfalls hat der Auftraggeber die Auffassung der Nachprüfungsbehörde zu be-
achten. Die Frist beginnt am Tag nach dem Eingang der Unterrichtung. Ein Anspruch des 
Bieters auf Tätigwerden der Nachprüfungsbehörde besteht nicht. 

(3) Nachprüfungsbehörde ist die beim Landesverwaltungsamt nach § 2 Abs. 1 der Thüringer 
Vergabekammerverordnung (ThürVkVO) vom 10. Juni 1999 (GVBl. S. 417), in der jeweils 
geltenden Fassung, eingerichtete Vergabekammer. § 2 Abs. 2 und Abs. 3 ThürVk-VO gelten 
nicht. 

(4) Die Absätze 1 und 2 finden keine Anwendung, wenn der voraussichtliche Gesamtauf-
tragswert bei Bauleistungen 150 000 Euro (ohne Umsatzsteuer), bei Leistungen und Liefe-
rungen 50 000 Euro (ohne Umsatzsteuer) nicht übersteigt. 

(5) Für Amtshandlungen der Nachprüfungsbehörde werden Kosten (Gebühren und Ausla-
gen) zur Deckung des Verwaltungsaufwandes erhoben. Das Thüringer Verwaltungskosten-
gesetz (ThürVwKostG) vom 23. September 2005 (GVBl. S. 325) in der jeweils geltenden 
Fassung, findet Anwendung. Die Höhe der Gebühren bestimmt sich nach dem personellen 
und sachlichen Aufwand der Nachprüfungsbehörde unter Berücksichtigung der wirtschaftli-
chen Bedeutung des Gegenstands der Nachprüfung. Die Gebühr beträgt mindestens 100 
Euro, soll aber den Betrag von 1 000 Euro nicht überschreiten. Ergibt die Nachprüfung, dass 
ein Bieter zu Recht das Vergabeverfahren beanstandet hat, sind keine Kosten zu seinen 
Lasten zu erheben. 

(6) Der Auftraggeber veröffentlicht die gesamte Ausschreibungsfamilie über das Landesver-
gabeportal, soweit die veröffentlichten Daten keine Rückschlüsse auf die Betriebsgeheimnis-
se der Betriebe erlauben. 

 

Abschnitt 6 Schlussvorschriften 
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§ 22 Bericht und Evaluierung 

 

Die Landesregierung berichtet alle zwei Jahre über die Auswirkungen des Gesetzes im Hin-
blick auf die Förderung sozialer, innovativer und ökologischer Beschaffung sowie die Zielstel-
lung der Mittelstandsförderung. Dieses Gesetz wird fünf Jahre nach Inkrafttreten einer Evalu-
ierung unterzogen. 

 

§ 23 Gleichstellungsbestimmung 

 

Status- und Funktionsbezeichnungen in diesem Gesetz gelten jeweils in männlicher und 
weiblicher Form. 

 

§ 22 Übergangsregelung 

 

Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes bereits begonnene Vergabeverfahren 
werden nach dem bisherigen Recht fortgesetzt und abgeschlossen. 

 

§ 23 Inkrafttreten 

 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die Verkündung folgenden ersten Kalendermo-
nats in Kraft. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


